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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 322/2014 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2014 

zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung 
oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest­
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Le­
bensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit ( 1 ), insbesondere auf Artikel 53 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer ii, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
kann die Kommission geeignete Sofortmaßnahmen der 
Union für aus einem Drittland eingeführte Lebens- und 
Futtermittel treffen, um die öffentliche Gesundheit, die 
Tiergesundheit oder die Umwelt zu schützen, wenn 
dem Risiko durch Maßnahmen der einzelnen Mitglied­
staaten nicht auf zufriedenstellende Weise begegnet wer­
den kann. 

(2) Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima am 
11. März 2011 wurde die Kommission darüber unter­
richtet, dass die Radionuklidgehalte bestimmter Lebens­
mittelerzeugnisse mit Ursprung in Japan die in Japan für 
Lebensmittel geltenden Grenzwerte überschreiten. Eine 
solche Kontamination kann eine Bedrohung für die öf­
fentliche Gesundheit und die Tiergesundheit in der Union 

darstellen; deshalb erließ die Kommission die Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 297/2011 ( 2 ). Diese Verord­
nung wurde zunächst durch die Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 961/2011 ( 3 ) der Kommission ersetzt, 
die später wiederum durch die Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 284/2012 der Kommission ( 4 ) ersetzt wurde. 
Die genannte Verordnung wurde später durch die Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 996/2012 der Kommis­
sion ( 5 ) ersetzt. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 996/2012 wurde 
geändert, um der Entwicklung der Lage Rechnung zu 
tragen. Da die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
996/2012 nur bis zum 31. März 2014 gilt und um 
der weiteren Entwicklung der Lage Rechnung zu tragen, 
ist es angebracht, eine neue Verordnung zu erlassen. 

(4) Die Maßnahmen wurden anhand von mehr als 85 000 
von den japanischen Behörden vorgelegten Daten über 
die radioaktive Belastung von Lebens- und Futtermitteln 
außer Rindfleisch sowie mehr als 232 000 von den japa­
nischen Behörden vorgelegten Daten über die radioaktive 
Belastung von Rindfleisch aus der dritten Vegetationsperi­
ode nach dem Unfall überprüft.
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( 1 ) ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1. 

( 2 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 297/2011 der Kommission vom 
25. März 2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr 
von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan 
ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima (ABl. L 80 vom 
26.3.2011, S. 5). 

( 3 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 der Kommission vom 
27. September 2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die 
Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Her­
kunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 297/2011 (ABl. L 252 vom 
28.9.2011, S. 10). 

( 4 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 284/2012 der Kommission vom 
29. März 2012 zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr 
von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan 
ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima und zur Auf­
hebung der Verordnung (EU) Nr. 961/2011 (ABl. L 92 vom 
30.3.2012, S. 16). 

( 5 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 996/2012 der Kommission vom 
26. Oktober 2012 zum Erlass von Sondervorschriften für die Ein­
fuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft 
Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 284/2012 (ABl. L 299 vom 
27.10.2012, S. 31).



(5) Da weiterhin vorschriftswidrige oder erhebliche Mengen 
radioaktiver Belastung in Lebens- und Futtermitteln aus 
der Präfektur Fukushima nachgewiesen werden, sollte die 
bestehende Vorschrift zur Probenahme und Analyse aller 
Lebens- und Futtermittel mit Ursprung in dieser Präfektur 
vor der Ausfuhr in die EU aufrechterhalten bleiben. 
Gleichwohl sollten die allgemeinen Ausnahmen, wie für 
alkoholische Getränke und Sendungen zum persönlichen 
Verbrauch, weiterhin für solche Lebens- und Futtermittel 
gelten. 

(6) Nach den von den japanischen Behörden vorgelegten 
Daten ist es nicht mehr erforderlich, Proben von Lebens- 
und Futtermitteln mit Ursprung in den Präfekturen Tokio 
und Kanagawa vor der Ausfuhr in die EU auf radioaktive 
Belastung hin zu untersuchen. Andererseits ist es auf­
grund festgestellter Verstöße bei bestimmten essbaren 
Wildpflanzen aus den Präfekturen Akita, Yamagata und 
Nagano angebracht, Probenahmen und Analysen bei die­
sen essbaren Wildpflanzen aus diesen Präfekturen zu ver­
langen. 

(7) Was die Präfekturen Gunma, Ibaraki, Tochigi, Miyagi, 
Saitama, Iwate und Chiba betrifft, ist derzeit die Pro­
benahme und Analyse von Pilzen, Tee, Fischereierzeug­
nissen, bestimmten essbaren Wildpflanzen, bestimmtem 
Gemüse, bestimmtem Obst, Reis und Sojabohnen sowie 
daraus gewonnenen und verarbeiteten Erzeugnissen vor 
der Ausfuhr in die EU erforderlich. Das Gleiche gilt für 
zusammengesetzte Lebensmittel, die diese Erzeugnisse zu 
mehr als 50 % enthalten. Die Daten für die dritte Vege­
tationsperiode belegen, dass es angebracht ist, für eine 
größere Zahl von Lebens- und Futtermitteln Probenahme 
und Analyse vor der Ausfuhr in die Union nicht mehr 
vorzuschreiben. 

(8) Die Daten aus der dritten Vegetationsperiode belegen, 
dass es angebracht ist, die Anforderung der Probenahme 
und Analyse vor der Ausfuhr in die Union für Pilze mit 
Ursprung in den Präfekturen Shizuoka, Yamanashi, Na­
gano, Niigata und Aomori beizubehalten. 

(9) Es ist angebracht, die Bestimmungen dieser Verordnung 
so zu präsentieren, dass Präfekturen, in denen die glei­
chen Futter- und Lebensmittel vor der Ausfuhr in die 
Union beprobt und analysiert werden müssen, zusam­
mengefasst werden, um die Anwendung dieser Verord­
nung zu erleichtern. 

(10) Bei Tee aus der dritten Vegetationsperiode wurde keine 
radioaktive Belastung festgestellt. Es ist daher angebracht, 
nicht länger die Probenahme und Analyse vor der Aus­
fuhr in die Union für Tee mit Ursprung in Präfekturen 
außer Fukushima zu verlangen. In der Präfektur Fukus­
hima wird Tee nur in geringen Mengen erzeugt, die für 
den lokalen Verbrauch und nicht für die Ausfuhr be­
stimmt sind. Für den unwahrscheinlichen Fall, dass Tee 
aus Fukushima in die Union ausgeführt wird, haben die 
japanischen Behörden Garantien vorgelegt, dass diese 
Sendungen beprobt und analysiert und mit einer Erklä­
rung versehen werden, aus der hervorgeht, dass bei der 

Beprobung und Analyse der Sendung festgestellt wurde, 
dass die Sendung die geltenden Höchstgehalte nicht über­
schreitet. Sendungen mit Tee mit Ursprung aus Präfektu­
ren außer Fukushima sollte normalerweise eine Erklärung 
beigefügt sein, aus der hervorgeht, dass der Tee aus einer 
anderen Präfektur als Fukushima stammt. Da Tee aus 
diesen Präfekturen regelmäßig in die Union exportiert 
wird, stellt dies eine erhebliche administrative Belastung 
dar. Da Tee in der dritten Vegetationsperiode nach dem 
Unfall keine Kontamination aufwies, und da es unwahr­
scheinlich ist, dass Tee aus Fukushima ausgeführt wird, 
sowie angesichts der von den japanischen Behörden vor­
gelegten Garantien ist es angebracht, für Tee mit Ur­
sprung in anderen Präfekturen als Fukushima keine Ur­
sprungserklärung mehr zu verlangen, um die administra­
tive Belastung zu verringern. 

(11) Die bei der Einfuhr durchgeführten Kontrollen zeigen, 
dass die durch EU-Recht vorgeschriebenen besonderen 
Bedingungen von den japanischen Behörden ordnungs­
gemäß angewendet werden und dass seit über zwei Jah­
ren nicht dagegen verstoßen wurde. Daher ist es an­
gebracht, die Kontrollhäufigkeit bei der Einfuhr zu ver­
ringern. 

(12) Die nächste Überprüfung der Vorschriften sollte für den 
Zeitpunkt vorgesehen werden, an dem die Ergebnisse der 
Probenahmen und Analysen der radioaktiven Belastung 
von Lebens- und Futtermitteln der vierten Vegetations­
periode nach dem Unfall vorliegen, d. h. spätestens am 
31. März 2015. 

(13) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Lebens- und Futtermittel im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 des 
Rates ( 1 ) („die Erzeugnisse“), deren Ursprung oder Herkunft Ja­
pan ist, ausgenommen 

a) Erzeugnisse, die Japan vor dem 28. März 2011 verlassen 
haben, 

b) Erzeugnisse, die vor dem 11. März 2011 geerntet und/oder 
verarbeitet wurden, 

c) alkoholische Getränke mit den KN-Codes 2203 bis 2208,
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( 1 ) Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 des Rates zur Festlegung von 
Höchstwerten an Radioaktivität in Nahrungsmitteln und Futtermit­
teln im Falle eines nuklearen Unfalls oder einer anderen radiologi­
schen Notstandssituation (ABl. L 371 vom 30.12.1987, S. 11).



d) für den persönlichen Verbrauch bestimmte Lebens- und Fut­
termittel tierischen Ursprungs im Sinne des Artikels 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 206/2009 der Kommission ( 1 ), 

e) Sendungen mit für den persönlichen Verbrauch bestimmten 
Lebens- und Futtermitteln nichttierischen Ursprungs, die 
nicht zu gewerblichen Zwecken, sondern ausschließlich für 
den persönlichen Ge- oder Verbrauch bestimmt sind. Im 
Zweifelsfall liegt die Beweislast beim Empfänger der Sen­
dung. 

Artikel 2 

Definitionen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnen: 

a) „die in Japan gesetzlich vorgeschriebenen Übergangsmaßnah­
men“ diejenigen Übergangsmaßnahmen, die die japanischen 
Behörden am 24. Februar 2012 hinsichtlich der Höchstgren­
zen für die Summe der Gehalte an Caesium-134 und Caesi­
um-137 gemäß Anhang III erlassen haben; 

b) „Sendung“ eine Menge von in den Geltungsbereich dieser 
Verordnung fallenden Lebens- oder Futtermitteln derselben 
Klasse oder Beschreibung, die von denselben Papieren beglei­
tet werden, im selben Transportmittel befördert werden und 
aus denselben Präfekturen — innerhalb der in der Erklärung 
gemäß Artikel 5 festgelegten Grenzen — kommen. 

Artikel 3 

Einfuhr in die Union 

Erzeugnisse können nur in die Union eingeführt werden, wenn 
sie die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. 

Artikel 4 

Höchstgrenzen für Caesium-134 und Caesium-137 

(1) Für Erzeugnisse, ausgenommen die in Anhang III auf­
geführten Erzeugnisse, gelten die in Anhang II genannten 
Höchstgrenzen für die Summe der Gehalte an Caesium-134 
und Caesium-137. 

(2) Die in Anhang III aufgeführten Erzeugnisse dürfen die in 
dem genannten Anhang festgesetzten Höchstgrenzen für radio­
aktives Caesium nicht überschreiten. 

Artikel 5 

Erklärung 

(1) Jeder Sendung mit Erzeugnissen, mit Ausnahme von Tee 
der KN-Codes 0902, 2101 20 und 2202 90 10 mit Ursprung in 
Präfekturen außer Fukushima, muss eine gemäß Artikel 6 er­
stellte und unterzeichnete gültige Erklärung beigefügt werden. 

(2) Mit der in Absatz 1 genannten Erklärung wird 

a) bescheinigt, dass die Erzeugnisse den in Japan geltenden 
Gesetzen entsprechen und 

b) angegeben, ob die Erzeugnisse unter die in Japan gesetzlich 
vorgeschriebenen Übergangsmaßnahmen fallen. 

(3) Mit der in Absatz 1 genannten Erklärung wird zudem 
bescheinigt, dass 

a) das Erzeugnis vor dem 11. März 2011 geerntet und/oder 
verarbeitet wurde oder 

b) Ursprung und Herkunft des Erzeugnisses — ausgenommen 
Pilze, Koshiabura, Bambusschösslinge, Aralia-Sprossen und 
Adlerfarn mit Ursprung in den Präfekturen Akita, Yamagata 
und Nagano und Pilze mit Ursprung in den Präfekturen 
Yamanashi, Shizuoka, Niigata oder Aomori — in einer an­
deren Präfektur als Fukushima, Gunma, Ibaraki, Tochigi, 
Miyagi, Saitama, Chiba oder Iwate liegen oder 

c) Ursprung und Herkunft des Erzeugnisse in Gunma, Ibaraki, 
Tochigi, Miyagi, Saitama, Chiba oder Iwate liegen, das Er­
zeugnis aber nicht in Anhang IV dieser Verordnung auf­
geführt ist oder 

d) das Erzeugnis aus Fukushima, Gunma, Ibaraki, Tochigi, Miya­
gi, Saitama, Chiba, Iwate, Akita, Yamagata, Nagano, Yama­
nashi, Shizuoka, Niigata oder Aomori versendet wurde, sein 
Ursprung jedoch nicht in einer dieser Präfekturen liegt und 
es bei der Durchfuhr keiner Radioaktivität ausgesetzt war 
oder 

e) das Erzeugnis von einem Analysebericht begleitet wird, der 
die Probenahme- und Analyseergebnisse enthält, sofern es 
sich bei dem Erzeugnis um Pilze, Koshiabura, Bambusschöss­
linge, Aralia-Sprossen und Adlerfarn mit Ursprung in den 
Präfekturen Akita, Yamagata oder Nagano oder um Pilze 
mit Ursprung in den Präfekturen Yamanashi, Shizuoka, Nii­
gata oder Aomori oder um ein daraus hergestelltes Erzeugnis 
oder ein zusammengesetztes Lebens- oder Futtermittel han­
delt, das zu mehr als 50 % aus solchen Erzeugnissen besteht, 
oder 

f) das Erzeugnis von einem Analysebericht begleitet wird, der 
die Probenahme- und Analyseergebnisse enthält, sofern das 
in Anhang IV dieser Verordnung aufgeführte Erzeugnis sei­
nen Ursprung in einer der Präfekturen Fukushima, Gunma, 
Ibaraki, Tochigi, Miyagi, Saitama, Chiba oder Iwate hat oder 
es sich um ein daraus hergestelltes Erzeugnis oder ein zu­
sammengesetztes Lebens- oder Futtermittel handelt, das zu 
mehr als 50 % aus solchen Erzeugnissen besteht. Die Liste 
der Erzeugnisse in Anhang IV lässt die Vorschriften der Ver­
ordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 2 ) unberührt oder
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( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 206/2009 der Kommission vom 5. März 2009 
über die Einfuhr für den persönlichen Verbrauch bestimmter Mengen 
von Erzeugnissen tierischen Ursprungs in die Gemeinschaft und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 136/2004 (ABl. L 77 vom 
24.3.2009, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige Lebensmittel und neu­
artige Lebensmittelzutaten (ABl. L 43 vom 14.2.1997, S. 1).



g) das Erzeugnis von einem Analysebericht begleitet wird, der 
die Probenahme- und Analyseergebnisse enthält, sofern der 
Ursprung des Erzeugnisses oder der Zutaten, die mehr als 
50 % des Erzeugnisses ausmachen, unbekannt ist. 

(4) In den Küstengewässern der in Absatz 3 Buchstabe f 
genannten Präfekturen gefangenen oder geernteten Erzeugnissen 
ist die dort genannte Erklärung beizufügen, ohne Rücksicht 
darauf, wo diese Erzeugnisse angelandet wurden. 

Artikel 6 

Ausstellung und Unterzeichnung der Erklärung 

(1) Die in Artikel 5 genannte Erklärung ist nach dem Muster 
in Anhang I auszustellen. 

(2) Für die in Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a bis d genann­
ten Erzeugnisse wird die Erklärung von einem bevollmächtigten 
Vertreter der zuständigen japanischen Behörde oder einem be­
vollmächtigten Vertreter einer von der zuständigen japanischen 
Behörde bevollmächtigten Stelle unter der Aufsicht und Kon­
trolle der zuständigen japanischen Behörde unterzeichnet. 

(3) Für die in Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben e, f und g 
genannten Erzeugnisse wird die Erklärung von einem bevoll­
mächtigten Vertreter der zuständigen japanischen Behörde un­
terzeichnet und von einem Analysebericht begleitet, der die 
Probenahme- und Analyseergebnisse enthält. 

Artikel 7 

Kennzeichnung 

Jede Sendung mit Erzeugnissen wird durch einen Code gekenn­
zeichnet, der auf der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Erklärung, 
dem in Artikel 6 Absatz 3 genannten Analysebericht, der Ge­
nusstauglichkeitsbescheinigung und allen Warenbegleitpapieren 
angegeben wird. 

Artikel 8 

Grenzkontrollstellen und benannte Eingangsorte 

Sendungen mit Erzeugnissen, mit Ausnahme derer, die in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 97/78/EG des Rates ( 1 ) fallen, 
werden durch einen benannten Eingangsort im Sinne des Ar­
tikels 3 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der 
Kommission ( 2 ) („benannter Eingangsort“) in die EU eingeführt. 

Artikel 9 

Vorabmitteilung 

(1) Lebens- und Futtermittelunternehmer oder ihre Vertreter 
teilen den zuständigen Behörden an der Grenzkontrollstelle oder 

dem benannten Eingangsort die Ankunft jeder Sendung mit 
Erzeugnissen, mit Ausnahme von Tee mit Ursprung in anderen 
Präfekturen als Fukushima, mindestens zwei Arbeitstage vor der 
tatsächlichen Ankunft der Sendung mit. 

(2) Für die Zwecke der Vorabmitteilung füllen sie Teil I des 
Gemeinsamen Dokuments für die Einfuhr (GDE) gemäß Arti­
kel 3 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 aus und 
übermitteln das Dokument der zuständigen Behörde am be­
nannten Eintragsort oder der Grenzkontrollstelle mindestens 
zwei Arbeitstage vor der tatsächlichen Ankunft der Sendung. 

Beim Ausfüllen des GDE in Anwendung dieser Verordnung 
berücksichtigen die Lebensmittelunternehmer die Erläuterungen 
für das GDE in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 669/2009. 

Artikel 10 

Amtliche Kontrollen 

(1) Die zuständigen Behörden der Grenzkontrollstellen oder 
benannten Eingangsorte führen Folgendes durch: 

a) Dokumentenprüfungen bei allen Sendungen mit Erzeugnis­
sen, für die die Bereitstellung einer Erklärung gemäß Artikel 5 
vorgeschrieben ist; 

b) Stichprobenartige Nämlichkeitskontrollen und stichproben­
artige Warenuntersuchungen, einschließlich Laboranalysen 
zum Nachweis von Caesium-134 und Caesium-137. Das 
Analyseergebnis muss innerhalb fünf Arbeitstagen vorliegen. 

(2) Falls das Ergebnis der Laboranalyse Anhaltspunkte dafür 
ergibt, dass die in der Erklärung gegebenen Garantien falsch 
sind, wird die Erklärung als ungültig betrachtet; damit entspricht 
die Sendung von Lebens- oder Futtermitteln nicht dieser Ver­
ordnung. 

Artikel 11 

Kosten 

Alle Kosten, die aus den in Artikel 10 genannten amtlichen 
Kontrollen und allen infolge von Verstößen getroffenen Maß­
nahmen entstehen, gehen zulasten der Lebens- und Futtermittel­
unternehmer. 

Artikel 12 

Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 

Die Sendungen werden erst in den zollrechtlich freien Verkehr 
überführt, wenn die Lebens- bzw. Futtermittelunternehmer oder 
ihre Vertreter den Zollbehörden ein von der zuständigen Be­
hörde ordnungsgemäß erstelltes GDE (auf Papier oder elektro­
nisch) vorlegen. Die Zollbehörden überführen die Sendung in 
den zollrechtlich freien Verkehr, sofern eine befürwortende Ent­
scheidung der zuständigen Behörde in Feld II.14 des GDE einge­
tragen und in Feld II.21 unterzeichnet ist.
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( 1 ) Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Fest­
legung von Grundregeln für die Veterinärkontrollen von aus Dritt­
ländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen (ABl. L 24 
vom 30.1.1998, S. 9). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 
zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates im Hinblick auf verstärkte amtliche 
Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Lebensmittel 
nicht tierischen Ursprungs und zur Änderung der Entscheidung 
2006/504/EG (ABl. L 194 vom 25.7.2009, S. 11).



Artikel 13 

Vorschriftswidrige Erzeugnisse 

Erzeugnisse, die dieser Verordnung nicht genügen, dürfen nicht 
in Verkehr gebracht werden. Solche Erzeugnisse sind sicher zu 
entsorgen oder nach Japan zurückzusenden. 

Artikel 14 

Berichte 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle drei Monate über 
das Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel (RASFF) alle 
ermittelten Analyseergebnisse mit. Diese Berichte werden im 
Lauf des ersten Monats des folgenden Quartals vorgelegt. 

Artikel 15 

Überprüfung 

Diese Verordnung wird vor dem 31. März 2015 überprüft. 

Artikel 16 

Übergangsbestimmungen 

Abweichend von Artikel 3 dürfen Erzeugnisse in die Union 
eingeführt werden, sofern sie 

a) den Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
996/2012 genügen und 

b) Japan vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung verlas­
sen haben oder Japan nach dem Inkrafttreten dieser Verord­
nung, aber vor dem 1. Mai 2014 verlassen haben und von 
einer vor dem 1. April 2014 ausgestellten Erklärung gemäß 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 996/2012 begleitet 
werden. 

Artikel 17 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. April 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. März 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Erklärung für die Einfuhr in die Europäische Union von
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ANHANG II 

In Japan gesetzlich vorgeschriebene Höchstgrenzen für Lebensmittel ( 1 ) (Bq/kg) 

Lebensmittel für 
Säuglinge und 

Kleinkinder 

Milch und Getränke 
auf Milchbasis 

Sonstige Lebensmittel, 
ausgenommen – 

Mineralwasser und 
vergleichbare Getränke – Tee 
von nicht gegorenen Blättern 

Mineralwasser und 
vergleichbare Getränke 

und Tee von nicht 
gegorenen Blättern 

Summe der Gehalte an 
Caesium-134 und 
Caesium-137 

50 ( 1 ) 50 ( 1 ) 100 ( 1 ) 10 ( 1 ) 

( 1 ) Um die Übereinstimmung mit den derzeit in Japan geltenden Höchstgrenzen sicherzustellen, ersetzen diese Werte vorläufig die in der 
Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 des Rates festgelegten Werte. 

In Japan gesetzlich vorgeschriebene Höchstgrenzen für Futtermittel ( 2 ) (Bq/kg) 

Für Rinder und Pferde 
bestimmte Futtermittel Schweinefutter Geflügelfutter Fischfutter ( 1 ) 

Summe der Gehalte an 
Caesium-134 und 
Caesium-137 

100 ( 2 ) 80 ( 2 ) 160 ( 2 ) 40 ( 2 ) 

( 1 ) Ausgenommen Futtermittel für Zierfische. 
( 2 ) Um die Übereinstimmung mit den derzeit in Japan geltenden Grenzwerten sicherzustellen, ersetzt dieser Wert vorläufig den in der 

Verordnung (Euratom) Nr. 770/90 der Kommission vom 29. März 1990 zur Festlegung von Höchstwerten an Radioaktivität in 
Futtermitteln im Fall eines nuklearen Unfalls oder einer anderen radiologischen Notstandssituation (ABl. L 83 vom 30.3.1990, S. 78) 
festgelegten Wert.
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( 1 ) Bei getrockneten Erzeugnissen, die für den Verzehr in rekonstituierter Form bestimmt sind, gilt die Höchstgrenze für das verzehrfertige 
rekonstituierte Erzeugnis. 
Auf getrocknete Pilze findet ein Rekonstitutionsfaktor von 5 Anwendung. 
Bei Tee gilt die Höchstgrenze für den aus Teeblättern zubereiteten Aufguss. Der Verarbeitungsfaktor für getrockneten Tee beträgt 50, 
daher stellt eine Höchstgrenze von 500 Bq/kg für getrocknete Teeblätter sicher, dass der Gehalt des Aufgusses nicht die Höchstgrenze 
von 10 Bq/kg überschreitet. 

( 2 ) Die Höchstgrenze bezieht sich auf ein Futtermittel mit einem Feuchtigkeitsgehalt von 12 %.



ANHANG III 

In Japan gesetzlich vorgeschriebene und für diese Verordnung angewendete Übergangsmaßnahmen 

a) Milch und Molkereierzeugnisse, Mineralwasser und ähnliche Getränke, die vor dem 31. März 2012 hergestellt und/ 
oder verarbeitet wurden, dürfen nicht mehr als 200 Bq/kg radioaktives Caesium enthalten. 

Sonstige Lebensmittel, die vor dem 31. März 2012 hergestellt und/oder verarbeitet wurden, dürfen nicht mehr 
500 Bq/kg radioaktives Caesium enthalten, ausgenommen: 

— aus Reis gewonnene Erzeugnisse 

— Sojabohnen und aus Sojabohnen gewonnene Erzeugnisse. 

b) Aus Reis gewonnene Erzeugnisse, die vor dem 30. September 2012 hergestellt und/oder verarbeitet wurden, dürfen 
nicht mehr als 500 Bq/kg radioaktives Caesium enthalten. 

c) Sojabohnen, die vor dem 31. Dezember 2012 geerntet und in Verkehr gebracht wurden, dürfen nicht mehr als 
500 Bq/kg radioaktives Caesium enthalten. 

d) Aus Sojabohnen gewonnene Erzeugnisse, die vor dem 31. Dezember 2012 hergestellt und/oder verarbeitet wurden, 
dürfen nicht mehr als 500 Bq/kg radioaktives Caesium enthalten.
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ANHANG IV 

Lebens- und Futtermittel, denen vor der Ausfuhr in die Union Proben zur Untersuchung auf Caesium-134 und 
Caesium-137 zu entnehmen sind 

a) Erzeugnisse mit Ursprung in der Präfektur Fukushima: 

— alle Erzeugnisse unter Berücksichtigung der Ausnahmen gemäß Artikel 1 dieser Verordnung; 

b) Erzeugnisse mit Ursprung in einer der Präfekturen Akita, Yamagata und Nagano: 

— Pilze und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 51, 0709 59, 0710 80 61, 0710 80 69, 
0711 51 00, 0711 59, 0712 31, 0712 32, 0712 33, 0712 39, 2003 10, 2003 90 und 2005 99 80 fallen, 

— Sprossen von Aralia sp. und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 0710 80, 0711 90 
und 0712 90 fallen, 

— Bambusschösslinge (Phyllostacys pubescens) und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 
0710 80, 0711 90, 0712 90, 2004 90 und 2005 91 fallen, 

— Adlerfarn (Pteridium aquilinum) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 0710 80, 
0711 90 und 0712 90 fallen, 

— Koshiabura (Schössling des Eleuterococcus sciadophylloides) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN- 
Codes 0709 99, 0710 80, 0711 90 und 0712 90 fallen; 

c) Erzeugnisse mit Ursprung in den Präfekturen Yamanashi, Shizuoka, Niigata oder Aomori: 

— Pilze und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 51, 0709 59, 0710 80 61, 0710 80 69, 
0711 51 00, 0711 59, 0712 31, 0712 32, 0712 33, 0712 39, 2003 10, 2003 90 und 2005 99 80 fallen; 

d) Erzeugnisse mit Ursprung in den Präfekturen Gunma, Ibaraki, Tochigi, Miyagi, Saitama, Chiba oder Iwate: 

— Pilze und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 51, 0709 59, 0710 80 61, 0710 80 69, 
0711 51 00, 0711 59, 0712 31, 0712 32, 0712 33, 0712 39, 2003 10, 2003 90 und 2005 99 80 fallen, 

— Fisch und Fischereierzeugnisse, die unter die KN-Codes 0302, 0303, 0304, 0305, 0306, 0307, 0308, 1504 10, 
1504 20, 1604 und 1605 fallen, ausgenommen Muscheln, die unter die KN-Codes 0307 21, 0307 29 und 
1605 52 00 fallen, 

— Reis und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 1006, 1102 90 50, 1103 19 50, 1103 20 50, 
1104 19 91, 1104 19 99, 1104 29 17, 1104 29 30, 1104 29 59, 1104 29 89, 1104 30 90, 1901, 1904 10 30, 
1904 20 95, 1904 90 10 und 1905 90 fallen, 

— Sojabohnen und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 1201 90, 1208 10 und 1507 fallen, 

— Sprossen von Aralia sp. und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 0710 80, 0711 90 
und 0712 90 fallen, 

— Bambusschösslinge (Phyllostacys pubescens) und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 
0710 80, 0711 90, 0712 90, 2004 90 und 2005 91 fallen, 

— Adlerfarn (Pteridium aquilinum) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 0710 80, 
0711 90 und 0712 90 fallen, 

— japanischer Königsfarn (Osmunda japonica) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 
0710 80, 0711 90 und 0712 90 fallen,
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— Koshiabura (Schössling des Eleuterococcus sciadophylloides) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN- 
Codes 0709 99, 0710 80, 0711 90 und 0712 90 fallen, 

— Straußenfarn (Matteuccia struthioptheris) und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 0709 99, 
0710 80, 0711 90 und 0712 90 fallen, 

— Uwabamisou (Elatostoma umbellatum var. majus) und deren Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 
0709 99, 0710 80, 0711 90 und 0712 90 fallen, 

— Buchweizen und dessen Verarbeitungserzeugnisse, die unter die KN-Codes 1008 10 00, 1102 90 90, 1103 19 90, 
1103 20 90, 1104 19 99, 1104 29 17, 1104 29 30, 1104 29 59, 1104 29 89, 1104 30 90, 1901, 1904 10 90, 
1904 20 99, 1904 90 80 und 1905 90 fallen; 

e) Zusammengesetzte Erzeugnisse, die zu mehr als 50 % aus den unter den Buchstaben a bis d dieses Anhangs genannten 
Erzeugnissen bestehen.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 323/2014 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2014 

zur Änderung der Anhänge I und II der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
verstärkte amtliche Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Lebensmittel nicht 

tierischen Ursprungs 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Le­
bensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen 
über Tiergesundheit und Tierschutz ( 1 ), insbesondere auf Arti­
kel 15 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission ( 2 ) 
enthält Bestimmungen für verstärkte amtliche Kontrollen, 
die bei der Einfuhr von in deren Anhang I aufgelisteten 
Futtermitteln und Lebensmitteln nicht tierischen Ur­
sprungs („die Liste“) an den Orten des Eingangs in die 
in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 auf­
geführten Gebiete durchzuführen sind. 

(2) Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 
wird die Liste regelmäßig — und zwar mindestens vier­
teljährlich — aktualisiert, wobei zumindest Daten aus 
den in diesem Artikel genannten Quellen heranzuziehen 
sind. 

(3) Die Häufigkeit und Relevanz der im Rahmen des Schnell­
warnsystems für Lebens- und Futtermittel gemeldeten Le­
bensmittelvorfälle, die Ergebnisse der vom Lebensmittel- 
und Veterinäramt in Drittländern durchgeführten Audit­
besuche sowie die vierteljährlichen Berichte über Sendun­
gen mit Lebens- und Futtermitteln nicht tierischen Ur­
sprungs, die die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 vorlegen, 
machen deutlich, dass die Liste geändert werden sollte. 

(4) Vor allem für Sendungen mit Betelblättern mit Ursprung 
in Indien und Thailand, Enzymen mit Ursprung in 

Indien, Erdnüssen und daraus gewonnenen Erzeugnissen 
mit Ursprung im Sudan sowie Weinblättern mit Ur­
sprung in der Türkei weisen die entsprechenden Informa­
tionsquellen darauf hin, dass neue Risiken auftreten, die 
die Einführung verstärkter amtlicher Kontrollen rechtfer­
tigen. Für solche Sendungen sollte daher ein Eintrag in 
die Liste aufgenommen werden. 

(5) Außerdem sollten bei dieser Änderung die Einträge für 
diejenigen Waren gestrichen werden, für die die vorhan­
denen Informationen ein insgesamt zufriedenstellendes 
Maß an Übereinstimmung mit den relevanten Sicherheits­
anforderungen in den Rechtsvorschriften der Union be­
legen und für die verstärkte amtliche Kontrollen somit 
nicht mehr gerechtfertigt sind. Daher sollte der Eintrag 
betreffend getrocknete Nudeln aus China gestrichen wer­
den. 

(6) Ferner haben die Mitgliedstaaten die Kommission auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, festzulegen, dass die Einträge 
für die Einfuhr von Kräutern aus Marokko, Thailand und 
Vietnam, von Okra aus Vietnam und von Paprika aus 
Thailand und Vietnam auch gekühlte Waren umfassen. 
Im Interesse der Klarheit der Rechtsvorschriften der 
Union muss auch ein Detail in der Liste betreffend die 
Einträge für die Einfuhr von Orangen und Erdbeeren aus 
Ägypten sowie von Erbsen und Bohnen aus Kenia präzi­
siert werden. 

(7) Des Weiteren sind Änderungen in Anhang II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 669/2009 erforderlich, vor allem, um 
den Bestimmungen des Artikels 8 der genannten Verord­
nung über die Weiterbeförderung im Gemeinsamen Do­
kument für die Einfuhr Rechnung zu tragen. Es sind 
außerdem weitere technische Änderungen an den Erläu­
terungen zum Gemeinsamen Dokument für die Einfuhr 
erforderlich. 

(8) Damit Einheitlichkeit und Klarheit gewährleistet sind, 
sollten die Anhänge I und II der Verordnung (EG) 
Nr. 669/2009 ersetzt werden. 

(9) Die Verordnung (EG) Nr. 669/2009 sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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( 1 ) ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 

zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates im Hinblick auf verstärkte amtliche 
Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Lebensmittel 
nicht tierischen Ursprungs und zur Änderung der Entscheidung 
2006/504/EG (ABl. L 194 vom 25.7.2009, S. 11).



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I und II der Verordnung (EU) Nr. 669/2009 erhalten die Fassung des Anhangs der vor­
liegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. April 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 28. März 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

„ANHANG I 

Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs, die verstärkten amtlichen Kontrollen am benannten 
Eingangsort unterliegen 

Futtermittel bzw. Lebensmittel 
(vorgesehener 

Verwendungszweck) 
KN-Code ( 1 ) 

TARIC- 
Unterpo­

sition 
Ursprungsland Gefahr 

Häufigkeit 
von 

Waren- 
und Näm­
lichkeits­

kontrollen 
(%) 

Getrocknete Weintrauben 
(Lebensmittel) 

0806 20 Afghanistan 
(AF) 

Ochratoxin A 50 

— Erdnüsse, in der Schale — 1202 41 00 Brasilien (BR) Aflatoxine 10 

— Erdnüsse, geschält — 1202 42 00 

— Erdnussbutter — 2008 11 10 

— Erdnüsse, in anderer 
Weise zubereitet oder 
haltbar gemacht 

(Futtermittel und Lebensmittel) 

— 2008 11 91; 
2008 11 96; 

2008 11 98 

Erdbeeren (gefroren) 
(Lebensmittel) 

0811 10 China (CN) Norovirus und Hepatitis A 5 

Brassica oleracea 

(sonstige genießbare Kohl­
arten der Gattung Brassica, 
‚Chinesischer Brokkoli‘) ( 2 ) 
(Lebensmittel – frisch oder ge­
kühlt) 

ex 0704 90 90 40 China (CN) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 3 ) 

20 

Pampelmusen 
(Lebensmittel – frisch) 

ex 0805 40 00 31; 39 China (CN) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 4 ) 

20 

Tee, auch aromatisiert 
(Lebensmittel) 

0902 China (CN) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 5 ) 

10 

— Auberginen/Melanzani — 0709 30 00; 
ex 0710 80 95 

72 Dominika­
nische Repu­
blik (DO) 

Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 6 ) 

10 

— Bittergurke (Momordica 
charantia) 

(Lebensmittel — frisches, ge­
kühltes oder gefrorenes Gemüse) 

— ex 0709 99 90; 

ex 0710 80 95 

70 

70 

— Spargelbohnen 

(Vigna unguiculata spp. 
sesquipedalis) 

— ex 0708 20 00; 

ex 0710 22 00 

10 

10 

Dominika­
nische Repu­
blik (DO) 

Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 6 ) 

20 

— Paprika (Gemüsepaprika 
und andere Sorten) 
(Capsicum spp.) 

— 0709 60 10; 

ex 0709 60 99 

20 

(Lebensmittel — frisches, ge­
kühltes oder gefrorenes Gemüse) 

— 0710 80 51; 

ex 0710 80 59 

20
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Futtermittel bzw. Lebensmittel 
(vorgesehener 

Verwendungszweck) 
KN-Code ( 1 ) 

TARIC- 
Unterpo­

sition 
Ursprungsland Gefahr 

Häufigkeit 
von 

Waren- 
und Näm­
lichkeits­

kontrollen 
(%) 

— Orangen (frisch oder ge­
trocknet) 

— 0805 10 20; 

0805 10 80 

Ägypten (EG) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 7 ) 

10 

— Erdbeeren (frisch) 
(Lebensmittel) 

— 0810 10 00 

Paprika (Gemüsepaprika und 
andere Sorten) (Capsicum 
spp.) 

0709 60 10; 

ex 0709 60 99; 

20 Ägypten (EG) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 8 ) 

10 

(Lebensmittel — frisches, ge­
kühltes oder gefrorenes Gemüse) 

0710 80 51; 

ex 0710 80 59 

20 

Betelblätter (Piper betle L.) 
(Lebensmittel) 

ex 1404 90 00 10 Indien (IN) Salmonellen ( 9 ) 10 

— Capsicum annuum, ganz — 0904 21 10 Indien (IN) Aflatoxine 10 

— Capsicum annuum, ge­
mahlen oder sonst zer­
kleinert 

— ex 0904 22 00 10 

— getrocknete Früchte der 
Gattung Capsicum, ganz, 
ausgenommen Gemüse­
paprika (Capsicum annu­
um) 

— 0904 21 90 

— Curry (Paprikaerzeugnis­
se) 

— 0910 91 05 

— Muskatnuss 
(Myristica fragrans) 

(Lebensmittel — getrocknete 
Gewürze) 

— 0908 11 00; 

0908 12 00 

Enzyme; zubereitete Enzyme 
(Futtermittel und Lebensmittel) 

3507 Indien (IN) Chloramphenicol 50 

— Muskatnuss 
(Myristica fragrans) 

(Lebensmittel — getrocknete 
Gewürze) 

— 0908 11 00; 

0908 12 00 

Indonesien 
(ID) 

Aflatoxine 20 

— Erbsen (mit Hülsen) — ex 0708 10 00 40 Kenia (KE) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 10 ) 

10 

— Bohnen (mit Hülsen) 

(Lebensmittel – frisch oder ge­
kühlt) 

— ex 0708 20 00 40 

Minze 
(Lebensmittel – frisch oder ge­
kühlt) 

ex 1211 90 86 30 Marokko 
(MA) 

Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 11 ) 

10 

Getrocknete Bohnen 
(Lebensmittel) 

0713 39 00 Nigeria (NG) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 12 ) 

50
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Futtermittel bzw. Lebensmittel 
(vorgesehener 

Verwendungszweck) 
KN-Code ( 1 ) 

TARIC- 
Unterpo­

sition 
Ursprungsland Gefahr 

Häufigkeit 
von 

Waren- 
und Näm­
lichkeits­

kontrollen 
(%) 

Wassermelonenkerne (Egusi, 
Citrullus lanatus) und daraus 
hergestellte Erzeugnisse 
(Lebensmittel) 

ex 1207 70 00; 

ex 1106 30 90; 

ex 2008 99 99 

10 

30 

50 

Sierra Leone 
(SL) 

Aflatoxine 50 

— Erdnüsse, in der Schale — 1202 41 00 Sudan (SD) Aflatoxine 50 

— Erdnüsse, geschält — 1202 42 00 

— Erdnussbutter — 2008 11 10 

— Erdnüsse, in anderer 
Weise zubereitet oder 
haltbar gemacht 

(Futtermittel und Lebensmittel) 

— 2008 11 91; 

2008 11 96; 
2008 11 98 

Paprika (außer Gemüsepa­
prika)(Capsicum spp.) 
(Lebensmittel – frisch oder ge­
kühlt) 

ex 0709 60 99 20 Thailand (TH) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 13 ) 

10 

Betelblätter (Piper betle L.) 
(Lebensmittel) 

ex 1404 90 00 10 Thailand (TH) Salmonellen ( 9 ) 10 

— Korianderblätter — ex 0709 99 90 72 Thailand (TH) Salmonellen ( 9 ) 10 

— Basilikum (Ocimum basi­
licum) und indisches Ba­
silikum (Ocimum tenuif­
lorum) 

— ex 1211 90 86 20 

— Minze 
(Lebensmittel – frische oder 
gekühlte Kräuter) 

— ex 1211 90 86 30 

— Korianderblätter — ex 0709 99 90 72 Thailand (TH) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 14 ) 

10 

— Basilikum (Ocimum basi­
licum) und indisches Ba­
silikum (Ocimum tenuif­
lorum) 

(Lebensmittel – frische oder 
gekühlte Kräuter) 

— ex 1211 90 86 20 

— Spargelbohnen 

(Vigna unguiculata spp. 
sesquipedalis) 

— ex 0708 20 00; 

ex 0710 22 00 

10 

10 

Thailand (TH) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 14 ) 

20 

— Auberginen/Melanzani 
(Lebensmittel — frisches, ge­
kühltes oder gefrorenes Gemüse) 

— 0709 30 00; 
ex 0710 80 95 

72 

— Gemüsepaprika (Capsi­
cum annuum) 

(Lebensmittel — frisches, ge­
kühltes oder gefrorenes Gemüse) 

— 0709 60 10; 

0710 80 51 

Türkei (TR) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 15 ) 

10 

Weinblätter (Traubenblätter) 
(Lebensmittel) 

ex 2008 99 99 11; 19 Türkei (TR) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 16 ) 

10
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Futtermittel bzw. Lebensmittel 
(vorgesehener 

Verwendungszweck) 
KN-Code ( 1 ) 

TARIC- 
Unterpo­

sition 
Ursprungsland Gefahr 

Häufigkeit 
von 

Waren- 
und Näm­
lichkeits­

kontrollen 
(%) 

Getrocknete Weintrauben 
(Lebensmittel) 

0806 20 Usbekistan 
(UZ) 

Ochratoxin A 50 

— Korianderblätter — ex 0709 99 90 72 Vietnam (VN) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 17 ) 

20 

— Basilikum (Ocimum basi­
licum) und indisches Ba­
silikum (Ocimum tenuif­
lorum) 

— ex 1211 90 86 20 

— Minze — ex 1211 90 86 30 

— Petersilie 

(Lebensmittel – frische oder 
gekühlte Kräuter) 

— ex 0709 99 90 40 

— Okra — ex 0709 99 90 20 Vietnam (VN) Pestizidrückstände, analysiert 
nach Multirückstandsmetho­
den auf der Grundlage von 
GC-MS und LC-MS oder 
nach Einzelrückstands­
methoden ( 17 ) 

20 

— Paprika (außer Gemüse­
paprika)(Capsicum spp.) 

(Lebensmittel – frisch oder ge­
kühlt) 

— ex 0709 60 99 20 

( 1 ) Sind nur bestimmte Erzeugnisse mit demselben KN-Code Kontrollen zu unterziehen und ist dieser Code in der Warennomenklatur 
nicht weiter unterteilt, so wird der KN-Code mit dem Zusatz ‚ex‘ wiedergegeben. 

( 2 ) Gemüsekohl der Gattung Brassica oleracea L. convar. Botrytis (L) Alef var. Italica Plenck, cultivar alboglabra. Auch als ‚Kai-Lan‘, ‚Gai- 
Lan‘, ‚Gailan‘, ‚Kailan‘ und ‚Chinese bare Jielan‘ bekannt. 

( 3 ) Insbesondere Rückstände von: Chlorfenapyr, Fipronil (Summe aus Fipronil + Sulfonmetabolit (MB46136), ausgedrückt als Fipronil), 
Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), Acetamiprid, Dimethomorph und 
Propiconazol. 

( 4 ) Insbesondere Rückstände von: Triazophos, Triadimefon und Triadimenol (Summe aus Triadimefon und Triadimenol), Parathion- 
methyl (Summe aus Parathion-methyl und Paraoxon-methyl, ausgedrückt als Parathion-methyl), Phenthoat, Methidathion. 

( 5 ) Insbesondere Rückstände von: Buprofezin; Imidacloprid; Fenvalerat und Esfenvalerat (Summe der RS- und SR-Isomere); Profenofos; 
Trifluralin; Triazophos; Triadimefon und Triadimenol (Summe aus Triadimefon und Triadimenol), Cypermethrin (Cypermethrin ein­
schließlich anderer Gemische seiner Isomerbestandteile (Summe der Isomere)). 

( 6 ) Insbesondere Rückstände von: Amitraz (Amitraz einschließlich seiner Metaboliten, die den 2,4-Dimethylanilin-Anteil enthalten, aus­
gedrückt als Amitraz), Acephat, Aldicarb (Summe aus Aldicarb, seinem Sulfoxid und seinem Sulfon, ausgedrückt als Aldicarb), 
Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), Chlorfenapyr, Chlorpyrifos, 
Dithiocarbamaten (Dithiocarbamate, ausgedrückt als CS2, einschließlich Maneb, Mancozeb, Metiram, Propineb, Thiram und Ziram), 
Diafenthiuron, Diazinon, Dichlorvos, Dicofol (Summe aus p, p'- und o,p'-Isomeren), Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omet­
hoat, ausgedrückt als Dimethoat), Endosulfan (Summe aus alpha- und beta-Isomeren und Endosulfansulphat, ausgedrückt als Endo­
sulfan), Fenamidon, Imidacloprid, Malathion (Summe aus Malathion und Malaoxon, ausgedrückt als Malathion), Methamidophos, 
Methiocarb (Summe aus Methiocarb und Methiocarbsulfoxid und -sulfon, ausgedrückt als Methiocarb), Methomyl und Thiodicarb 
(Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), Monocrotophos, Oxamyl, Profenofos, Propiconazol, Thiabenda­
zol, Thiacloprid. 

( 7 ) Insbesondere Rückstände von: Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), 
Cyfluthrin (Cyfluthrin einschließlich anderer Gemische seiner Isomerbestandteile (Summe der Isomere)) Cyprodinil, Diazinon, Dimet­
hoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Ethion, Fenitrothion, Fenpropathrin, Fludioxonil, Hexa­
flumuron, Lambda-cyhalothrin, Methiocarb (Summe aus Methiocarb und Methiocarbsulfoxid und -sulfon, ausgedrückt als Methiocarb), 
Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), Oxamyl, Phenthoat, Thiophanat- 
methyl. 

( 8 ) Insbesondere Rückstände von: Carbofuran (Summe aus Carbofuran und 3-Hydroxy-carbofuran, ausgedrückt als Carbofuran), Chlor­
pyrifos, Cypermethrin (Cypermethrin einschließlich anderer Gemische seiner Isomerbestandteile (Summe der Isomere)), Cyproconazol, 
Dicofol (Summe aus p, p'- und o,p'-Isomeren), Difenoconazol, Dinotefuran, Ethion, Flusilazol, Folpet, Prochloraz (Summe aus Pro­
chloraz und seinen Metaboliten, die den 2,4,6-Trichlorphenol-Anteil enthalten, ausgedrückt als Prochloraz), Profenofos, Propiconazol, 
Thiophanat-methyl und Triforin. 

( 9 ) Referenzmethode EN/ISO 6579 oder eine Methode, die gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission (ABl. 
L 338 vom 22.12.2005, S. 1.) anhand dieser Methode validiert wurde. 

( 10 ) Insbesondere Rückstände von: Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Chlorpyrifos, Acephat, 
Methamidophos, Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), Diafenthiuron, 
Indoxacarb als Summe der S- und R-Isomere. 

( 11 ) Insbesondere Rückstände von: Chlorpyrifos, Cypermethrin (Cypermethrin einschließlich anderer Gemische seiner Isomerbestandteile 
(Summe der Isomere)), Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Endosulfan (Summe aus alpha- 
und beta-Isomeren und Endosulfansulphat, ausgedrückt als Endosulfan), Hexaconazol, Parathion-methyl (Summe aus Parathion-methyl 
und Paraoxon-methyl, ausgedrückt als Parathion-methyl), Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, aus­
gedrückt als Methomyl), Flutriafol, Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbenda­
zim), Flubendiamid, Myclobutanyl, Malathion (Summe aus Malathion und Malaoxon, ausgedrückt als Malathion). 

( 12 ) Insbesondere Rückstände von Dichlorvos. 
( 13 ) Insbesondere Rückstände von: Carbofuran (Summe aus Carbofuran und 3-Hydroxy-carbofuran, ausgedrückt als Carbofuran), Metho­

myl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), Dimethoat (Summe aus Dimethoat und 
Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Triazophos, Malathion (Summe aus Malathion und Malaoxon, ausgedrückt als Malathion), 
Profenofos, Prothiofos, Ethion, Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), 
Triforin, Procymidon, Formetanat: Summe aus Formetanat und seinen Salzen, ausgedrückt als Formetanat(hydrochlorid).
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( 14 ) Insbesondere Rückstände von: Acephat, Carbaryl, Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt 
als Carbendazim), Carbofuran (Summe aus Carbofuran und 3-Hydroxy-carbofuran, ausgedrückt als Carbofuran), Chlorpyrifos, Chlor­
pyrifos-methyl, Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Ethion, Malathion (Summe aus 
Malathion und Malaoxon, ausgedrückt als Malathion), Metalaxyl und Metalaxyl-M (Metalaxyl einschließlich anderer Gemische seiner 
Isomerbestandteile, einschließlich Metalaxyl-M (Summe der Isomere)), Methamidophos, Methomyl und Thiodicarb (Summe aus 
Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), Monocrotophos, Profenofos, Prothiofos, Quinalphos, Triadimefon und Tria­
dimenol (Summe aus Triadimefon und Triadimenol), Triazophos, Dicrotophos, EPN, Triforin. 

( 15 ) Insbesondere Rückstände von: Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), 
Oxamyl, Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), Clofentezin, Diafent­
hiuron, Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Formetanat: Summe aus Formetanat und 
seinen Salzen, ausgedrückt als Formetanathydrochlorid, Malathion (Summe aus Malathion und Malaoxon, ausgedrückt als Malathion), 
Procymidon, Tetradifon, Thiophanat-methyl. 

( 16 ) Insbesondere Rückstände von: Azoxystrobin, Boscalid, Chlorpyrifos, Dithiocarbamaten (Dithiocarbamate, ausgedrückt als CS2, ein­
schließlich Maneb, Mancozeb, Metiram, Propineb, Thiram und Ziram), Endosulfan (Summe aus alpha- und beta-Isomeren und 
Endosulfan-sulphat, ausgedrückt als Endosulfan), Kresoxim-methyl, Lambda-cyhalothrin, Metalaxyl und Metalaxyl-M (Metalaxyl ein­
schließlich anderer Gemische seiner Isomerbestandteile, einschließlich Metalaxyl-M (Summe aus Isomeren)), Methoxyfenozid, Metra­
fenon, Myclobutanil, Penconazol, Pyraclostrobin, Pyrimethanil, Triadimefon und Triadimenol (Summe aus Triadimefon und Triadi­
menol), Trifloxystrobin. 

( 17 ) Insbesondere Rückstände von: Carbofuran (Summe aus Carbofuran und 3-Hydroxy-carbofuran, ausgedrückt als Carbofuran), Carben­
dazim und Benomyl (Summe aus Benomyl und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim), Chlorpyrifos, Profenofos, Permethrin 
(Summe der Isomere), Hexaconazol, Difenoconazol, Propiconazol, Fipronil (Summe aus Fipronil + Sulfonmetabolit (MB46136), 
ausgedrückt als Fipronil), Propargit, Flusilazol, Phenthoat, Cypermethrin (Cypermethrin einschließlich anderer Gemische seiner Isomer­
bestandteile (Summe der Isomere)), Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl), 
Quinalphos, Pencycuron, Methidathion, Dimethoat (Summe aus Dimethoat und Omethoat, ausgedrückt als Dimethoat), Fenbucona­
zol.
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ANHANG II 

GEMEINSAMES DOKUMENT FÜR DIE EINFUHR (GDE)
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Erläuterungen zum GDE 

Allgemeines: Bitte das gemeinsame Dokument für die Einfuhr in Großbuchstaben ausfüllen. Die Hinweise beziehen sich 
jeweils auf die daneben stehenden Feldnummern. 

Teil I Vom Futtermittel- oder Lebensmittelunternehmer bzw. seinem Vertreter auszufüllen, sofern nichts 
anderes angegeben ist. 

Feld I.1 Absender: Name und vollständige Anschrift der jeweiligen natürlichen oder juristischen Person (Futtermittel- 
oder Lebensmittelunternehmer), der die Sendung versendet. Die Angabe von Telefon- und Faxnummer oder 
E-Mail-Adresse wird empfohlen. 

Feld I.2 Angaben zur GDE-Nummer sind von der zuständigen Behörde des benannten Eingangsortes zu machen. 
Der Futtermittel- und Lebensmittelunternehmer gibt den benannten Eingangsort an, an dem die Sendung 
eintreffen wird. 

Feld I.3 Empfänger: Name und vollständige Anschrift der natürlichen oder juristischen Person (Futtermittel- oder 
Lebensmittelunternehmer), für die die Sendung bestimmt ist. Die Angabe von Telefon- und Faxnummer 
oder E-Mail-Adresse wird empfohlen. 

Feld I.4 Für die Sendung verantwortliche Person: die Person (Futtermittel- und Lebensmittelunternehmer oder sein 
Vertreter oder die Person, die die Erklärung in seinem Namen abgibt), die für die Sendung verantwortlich ist, 
wenn diese am benannten Eingangsort gestellt wird, und die gegenüber der zuständigen Behörde am 
benannten Eingangsort die notwendigen Erklärungen im Namen des Einführers abgibt. Name und voll­
ständige Anschrift angeben. Die Angabe von Telefon- und Faxnummer oder E-Mail-Adresse wird empfohlen. 

Feld I.5 Ursprungsland: das Drittland, aus dem die Ware ursprünglich stammt, in dem sie gewachsen ist, geerntet 
oder hergestellt wurde. 

Feld I.6 Versandland: das Drittland, in dem die Sendung in das letzte Verkehrsmittel zur Beförderung in die Union 
geladen wurde. 

Feld I.7 Einführer: Name und vollständige Anschrift angeben. Die Angabe von Telefon- und Faxnummer oder E- 
Mail-Adresse wird empfohlen. 

Feld I.8 Bestimmungsort: Lieferanschrift in der Union. Die Angabe von Telefon- und Faxnummer oder E-Mail- 
Adresse wird empfohlen. 

Feld I.9 Eintreffen am benannten Eingangsort: Datum, an dem die Sendung voraussichtlich am benannten Eingangs­
ort eintreffen wird. 

Feld I.10. Dokumente: Ausstellungsdatum und Anzahl der amtlichen Dokumente angeben, die die Sendung begleiten. 

Feld I.11 Vollständige Angaben zum letzten Transportmittel: Bei Flugzeugen Flugnummer, bei Schiffen Schiffsname, 
bei Kraftfahrzeugen Kennzeichen, gegebenenfalls auch des Anhängers, bei Eisenbahn Zugnummer und 
Waggonnummer angeben.
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Bezugsdokumente: Nummer des Ladepapiers (Frachtbrief, Konnossement o. Ä.). 

Feld I.12 Detaillierte Beschreibung der Ware (bei Futtermitteln einschließlich der Art). 

Feld I.13. Warencode: Code zur Identifizierung der Ware gemäß Anhang I verwenden (einschließlich TARIC-Unter­
position, falls zutreffend). 

Feld I.14 Bruttogewicht: Gesamtgewicht in kg. Definiert als Gesamtmasse der Erzeugnisse und der unmittelbaren 
Behälter sowie sämtlicher Verpackungsteile, jedoch ohne Container und sonstiges Beförderungszubehör. 

Nettogewicht: Gewicht des eigentlichen Erzeugnisses in kg, ohne Verpackung. Definiert als Masse der 
Erzeugnisse selbst ohne unmittelbare Behälter und ohne Verpackung. 

Feld I.15 Anzahl der Packstücke. 

Feld I.16 Temperaturanforderungen während Beförderung bzw. Lagerung ankreuzen. 

Feld I.17 Art der Verpackung: Art der Verpackung der Erzeugnisse angeben. 

Feld I.18 Waren zertifiziert für: Ankreuzen, ob die Ware ohne vorheriges Sortieren oder ohne ähnliche vorherige 
Behandlung für den menschlichen Verzehr bestimmt ist (in diesem Fall ‚Lebensmittel‘ ankreuzen), nach einer 
solchen Behandlung für den menschlichen Verzehr bestimmt ist (in diesem Fall ‚Weiterverarbeitung‘ an­
kreuzen) oder als ‚Futtermittel‘ verwendet werden soll (in diesem Fall ‚Futtermittel‘ ankreuzen). 

Feld I.19 Gegebenenfalls alle Plomben- und Containernummern angeben. 

Feld I.20. Weiterbeförderung zu einer Kontrollstelle: Während der in Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit 
kreuzt die Behörde am benannten Eingangsort dieses Feld an, wenn die Weiterbeförderung zu einer anderen 
Kontrollstelle erlaubt werden soll. 

Feld I.21 Entfällt. 

Feld I.22. Bei Einfuhr: Dieses Feld ankreuzen, wenn die Sendung zur Einfuhr in die Union bestimmt ist (Artikel 8). 

Feld I.23 Entfällt. 

Feld I.24 Das entsprechende Verkehrsmittel ankreuzen. 

Teil II Von der zuständigen Behörde auszufüllen. 

Feld II.1 Dieselbe Nummer wie in Feld I.2 eintragen. 

Feld II.2 Gegebenenfalls von den Zollbehörden auszufüllen. 

Feld II.3 Dokumentenprüfung: Bei allen Sendungen auszufüllen. 

Feld II.4 Die zuständige Behörde am benannten Eingangsort gibt an, ob eine Sendung für Warenuntersuchungen 
ausgewählt wird, die in der in Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit von einer anderen Kontrollstelle 
durchgeführt werden können. 

Feld II.5 Während der in Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit gibt die zuständige Behörde am benannten 
Eingangsort nach zufriedenstellender Dokumentenprüfung an, zu welcher Kontrollstelle die Sendung zu 
Nämlichkeitskontrollen und Warenuntersuchungen weiterbefördert werden darf. 

Die zuständige Behörde am benannten Eingangsort gibt außerdem an, ob die Sendung gemäß Artikel 8 
weiterbefördert werden darf. Die Weiterbeförderung darf nur zugelassen werden, wenn die Nämlichkeits­
kontrollen am benannten Eingangsort mit zufriedenstellendem Ergebnis durchgeführt wurden. Feld II.11 ist 
daher auszufüllen, wenn die Weiterbeförderung zugelassen wird, während Feld II.12 auszufüllen ist, sobald 
die Ergebnisse der Laboruntersuchungen vorliegen.
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Feld II.6 Klar angeben, welche Maßnahmen im Falle der Ablehnung der Sendung aufgrund nicht zufriedenstellender 
Ergebnisse der Dokumentenprüfung zu treffen sind. Die Anschrift des Bestimmungsbetriebs im Falle der 
‚Rücksendung‘, ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ und ‚Verwendung für andere Zwecke‘ ist in Feld II.7 einzutra­
gen. 

Feld II.7 Gegebenenfalls für alle Bestimmungsorte, an denen weitere Kontrollen der Sendung erforderlich sind (also 
etwa bei ‚Rücksendung‘, ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ und ‚Verwendung für andere Zwecke‘ gemäß Feld II.6) 
Zulassungsnummer und Anschrift (bzw. Schiffsnamen und Hafen) eintragen. 

Feld II.8 Hier den Amtsstempel der zuständigen Behörde am benannten Eingangsort anbringen. 

Feld II.9 Unterschrift des verantwortlichen Beamten der zuständigen Behörde am benannten Eingangsort. 

Feld II.10 Entfällt. 

Feld II.11 Hier trägt die zuständige Behörde am benannten Eingangsort bzw. während der in Artikel 19 Absatz 1 
geregelten Übergangszeit die zuständige Behörde an der Kontrollstelle die Ergebnisse der Nämlichkeitskon­
trolle ein. 

Feld II.12 Hier trägt die zuständige Behörde am benannten Eingangsort bzw. während der in Artikel 19 Absatz 1 
geregelten Übergangszeit die zuständige Behörde an der Kontrollstelle die Ergebnisse der Warenunter­
suchung ein. 

Feld II.13 Hier trägt die zuständige Behörde am benannten Eingangsort bzw. während der in Artikel 19 Absatz 1 
geregelten Übergangszeit die zuständige Behörde an der Kontrollstelle die Ergebnisse der Laboruntersuchung 
ein. Hier die Kategorie des Stoffs oder Krankheitserregers eintragen, der Gegenstand der Laboruntersuchung 
ist. 

Feld II.14 Dieses Feld ist bei allen Sendungen auszufüllen, die zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr in 
der Union bestimmt sind. 

Feld II.15 Entfällt. 

Feld II.16 Klar angeben, welche Maßnahmen im Falle der Ablehnung der Sendung aufgrund nicht zufriedenstellender 
Ergebnisse der Nämlichkeitskontrolle oder der Warenuntersuchung zu treffen sind. Die Anschrift des Be­
stimmungsbetriebs im Falle der ‚Rücksendung‘, ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ und ‚Verwendung für andere 
Zwecke‘ ist in Feld II.18 einzutragen. 

Feld II.17 Gründe für die Ablehnung: Gegebenenfalls für weitere einschlägige Angaben verwenden. Das entsprechende 
Kästchen ankreuzen. 

Feld II.18 Gegebenenfalls für alle Bestimmungsorte, an denen weitere Kontrollen der Sendung erforderlich sind (also 
etwa bei ‚Rücksendung‘, ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ und ‚Verwendung für andere Zwecke‘ gemäß Feld II.16) 
Zulassungsnummer und Anschrift (bzw. Schiffsnamen und Hafen) eintragen. 

Feld II.19 Hier bitte eintragen, wenn die ursprüngliche Plombe einer Sendung beim Öffnen des Containers zerstört 
wurde. Es ist eine Liste aller in diesem Zusammenhang verwendeten Plomben zu führen. 

Feld II.20 Hier den Amtsstempel der zuständigen Behörde am benannten Eingangsort bzw. — während der in 
Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit — der zuständigen Behörde an der Kontrollstelle anbringen. 

Feld II.21 Unterschrift des verantwortlichen Beamten der zuständigen Behörde am benannten Eingangsort bzw. — 
während der in Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit — der zuständigen Behörde an der Kontroll­
stelle. 

Teil III Von der zuständigen Behörde auszufüllen. 

Feld III.1 Angaben zur Rücksendung: Hier gibt die Behörde am benannten Eingangsort bzw. — während der in 
Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit — die zuständige Behörde der Kontrollstelle das Verkehrs­
mittel, seine Nummer, das Bestimmungsland und das Datum der Rücksendung an, sobald die entsprechen­
den Angaben bekannt sind. 

Feld III.2 Folgemaßnahmen: Gegebenenfalls die lokale Dienststelle der zuständigen Behörde angeben, die für die 
Überwachung im Falle der ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ oder ‚Verwendung für andere Zwecke‘ verantwort­
lich ist. Diese Behörde trägt hier ein, ob die Sendung angekommen ist und mit den Angaben übereinstimmt. 

Feld III.3 Im Falle der ‚Rücksendung‘ Unterschrift des verantwortlichen Beamten der zuständigen Behörde am be­
nannten Eingangsort bzw. — während der in Artikel 19 Absatz 1 geregelten Übergangszeit — des ver­
antwortlichen Beamten der Kontrollstelle. Im Falle der ‚Vernichtung‘, ‚Verarbeitung‘ oder ‚Verwendung für 
andere Zwecke‘ Unterschrift des verantwortlichen Beamten in der lokalen Dienststelle der zuständigen 
Behörde.“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 324/2014 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2014 

mit Sondermaßnahmen zur Stützung des Schweinefleischmarktes in Polen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Er­
zeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 
922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) 
Nr. 1234/2007 ( 1 ), insbesondere auf Artikel 220 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2002/60/EG des Rates ( 2 ) wurden die 
in der Union anzuwendenden Mindestmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest festgelegt. 
Daher muss Polen dem Durchführungsbeschluss 
2014/100/EU der Kommission ( 3 ), bestätigt durch den 
Durchführungsbeschluss 2014/134/EU der Kommis­
sion ( 4 ), und dem Durchführungsbeschluss 2014/178/EU 
der Kommission ( 5 ) zufolge, sicherstellen, dass das aus­
gewiesene Seuchengebiet mindestens die in den Anhän­
gen der betreffenden Beschlüsse genannten Gebiete um­
fasst. Um die Ausbreitung der Afrikanischen Schweine­
pest und weitere Störungen des Handels innerhalb Polens 
und mit anderen Ländern zu verhindern, hat Polen am 
26. Februar 2014 ( 6 ) zusätzliche Präventivmaßnahmen 
im Seuchengebiet angenommen. Infolgedessen ist die 
Vermarktung von frischen Schweinefleisch und von 
Schweinefleischerzeugnissen aus diesem Seuchengebiet 
nur erlaubt, wenn besondere Überwachungsmaßnahmen 
eingehalten werden, das Fleisch und die Erzeugnisse mit 
einem speziellen Gesundheitskennzeichen versehen sind 
und im Binnenmarkt bestimmte Vermarktungsbeschrän­
kungen gelten. 

(2) Die Vermarktungsbeschränkungen für frisches Schweine­
fleisch und Schweinefleischerzeugnisse aufgrund der An­
wendung dieser Veterinärmaßnahmen führen zu einem 
deutlichen Preisrückgang in den betroffenen Gebieten 
und zu Störungen des Schweinefleischmarktes in den 
Gebieten. Daher beantragte Polen am 5. März 2014 bei 
der Kommission die Einführung außergewöhnlicher 
Marktstützungsmaßnahmen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013. Diese Maßnahmen gelten nur für fri­
sches Schweinefleisch und Schweinefleischerzeugnisse 
von Schweinen, die in den unmittelbar von den Be­
schränkungen betroffenen Gebieten aufgezogen wurden, 
und dürfen nicht länger gelten als unbedingt notwendig. 

(3) Der Beihilfebetrag sollte als Betrag je 100 kg Schlacht­
körpergewicht der beihilfefähigen Tiere für eine begrenzte 
Menge und mit einen maximalen Schlachtkörpergewicht 
je Tier, für das eine Beihilfe gewährt werden kann, ange­
geben werden. Der Beihilfebetrag sollte unter Berücksich­
tigung der jüngsten Informationen über die Marktlage 
festgesetzt werden. 

(4) Voraussetzung für die Stützung für die in den betreffen­
den Gebieten aufgezogenen Schweine sollte die Lieferung 
der Tiere an die Schlachthöfe, ihre Schlachtung sowie die 
Kennzeichnung und Vermarkung des Fleischs und der 
Fleischerzeugnisse gemäß den strengeren Veterinärvor­
schriften sein, die am Tag der Lieferung in den betreffen­
den Gebieten gelten. 

(5) Die zuständigen polnischen Behörden sollten alle zur 
Kontrolle und Überwachung notwendigen Maßnahmen 
treffen und die Kommission hierüber unterrichten. Die 
zuständigen Behörden sollten die Beförderung und 
Schlachtung der beihilfefähigen Tiere, eine etwaige Be­
handlung, soweit erforderlich, und die Marktfreigabe 
des frischen Schweinefleischs und der Schweinefleisch­
erzeugnisse dieser Tiere kontrollieren. 

(6) Die Vermarktungsbeschränkungen für frisches Schweine­
fleisch und Schweinefleischerzeugnisse, die seit mehreren 
Wochen in den betreffenden Gebieten gelten, haben zu 
Marktstörungen und Einkommensverlusten für die Erzeu­
ger sowie zu einer erheblichen Gewichtszunahme bei den 
Tieren geführt, so dass sich unter dem Gesichtspunkt des 
Tierschutzes eine untragbare Situation ergibt. Daher soll­
ten die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen 
für die Tiere gelten, die ab dem 26. Februar 2014, dem 
Datum der Annahme der polnischen Präventivmaßnah­
men, geliefert wurden. Da die Marktlage und die Aus­
wirkungen dieser Maßnahme unter Berücksichtigung 
künftiger Entwicklungen neu bewertet werden müssen, 
sollte die Maßnahme nur für einen Zeitraum von drei 
Monaten gelten.
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(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die ge­
meinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Polen wird ermächtigt, eine Beihilfe für die Schlachtung 
der folgenden Tiere und für die Marktfreigabe von frischem 
Schweinefleisch und von Schweinefleischerzeugnissen zu ge­
währen, die im Einklang mit den geltenden Veterinärbestim­
mungen von diesen Tieren gewonnen wurden: 

a) Schweine des KN-Codes 0103 92 19; 

b) Sauen des KN-Codes 0103 92 11. 

(2) Die Beihilfe gemäß Absatz 1 wird nur gewährt, wenn 
folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Tiere wurden während der betreffenden Zeiträume in 
den Gebieten aufgezogen, die in den Anhängen der Durch­
führungsbeschlüsse 2014/100/EU oder 2014/134/EU oder in 
Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/178/EU oder in anderen diesbezüglich erlassenen 
Durchführungsbeschlüssen der Kommission aufgeführt sind, 
und für das Fleisch der in diesen Gebieten gehaltenen Tiere 
gelten bestimmte Vermarktungsbeschränkungen aufgrund 
der Afrikanischen Schweinepest; 

b) die Tiere befanden sich am 26. Februar 2014 in den unter 
Buchstabe a genannten Gebieten oder sie wurden nach die­
sem Zeitpunkt in diesen Gebieten geboren oder aufgezogen; 

c) in dem Gebiet, in dem diese Tiere am Tag, an dem sie zum 
Schlachthof geliefert werden, aufgezogen wurden, gelten die 
zusätzlichen Präventivmaßnahmen, die mit der Verordnung 
des Ministers für Landwirtschaft und die Entwicklung des 
ländlichen Raums vom 26. Februar 2014 über Maßnahmen 
im Zusammenhang mit dem Auftreten der Afrikanischen 
Schweinepest bei Wildschweinen festgelegt wurden, und 
alle sonstigen diesbezüglich erlassenen nationalen Vorschrif­
ten mit Vermarktungsbeschränkungen für Schweinefleisch 
aufgrund der Afrikanischen Schweinepest. 

Artikel 2 

Die Beihilfe gemäß Artikel 1 gilt als außergewöhnliche Markt­
stützungsmaßnahme im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buch­
stabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ). 

Artikel 3 

(1) Schweinefleischerzeuger können die Beihilfe gemäß Arti­
kel 1 („die Beihilfe“) für im Zeitraum vom 26. Februar 2014 bis 
zum 25. Mai 2014 geschlachtete Tiere beantragen. 

(2) Die Beihilfe beträgt 35,70 EUR je 100 kg Schlachtkörper­
gewicht der gelieferten Tiere. Die Kommission kann diesen Be­
trag unter Berücksichtigung der Marktentwicklungen anpassen. 

(3) Die Beihilfe für Tiere mit einem Schlachtkörpergewicht 
von mehr als 100 kg darf den in Absatz 2 festgesetzten Betrag 
für Schweine mit einem Schlachtkörpergewicht von 100 kg 
nicht übersteigen. 

(4) 50 % der Ausgaben für die Beihilfe für eine Höchstmenge 
von 20 000 Tonnen Schweineschlachtkörper werden aus dem 
Unionshaushalt finanziert. 

(5) Für die Unionsfinanzierung kommen nur Ausgaben in 
Betracht, die Polen bis zum 31. August 2014 an den Begüns­
tigten zahlt. 

(6) Polen zahlt die Beihilfe nach der Schlachtung der 
Schweine und der Marktfreigabe des frischen Schweinefleischs 
und der Schweinefleischerzeugnisse, die im Einklang mit den 
geltenden Veterinärbestimmungen von diesen Tieren gewonnen 
wurden, sowie nach Abschluss der Kontrollen gemäß Artikel 4. 

Artikel 4 

(1) Polen trifft alle erforderlichen Maßnahmen, einschließlich 
umfassender Verwaltungs- und Warenkontrollen, um die Ein­
haltung der Bestimmungen dieser Verordnung sicherzustellen. 
Darüber hinaus müssen die polnischen Behörden 

a) mithilfe standardisierter Checklisten mit Wiege- und Zählbo­
gen, einschließlich des Ursprungs und Bestimmungsorts der 
Tiere, die Beförderung der Tiere vom Betrieb zum Schlacht­
hof überwachen; 

b) gewährleisten, dass alle Erzeugnisse, für die eine Beihilfe ge­
währt wird, mit den Beschränkungen im Einklang stehen, die 
für die Gebiete gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a gelten; 

c) in jedem teilnehmenden Schlachthof mindestens einmal je 
Kalendermonat Verwaltungs- und Buchführungskontrollen 
durchführen, um sicherzustellen, dass alle seit dem 26. Feb­
ruar 2014 oder seit der letzten derartigen Kontrolle geliefer­
ten Tiere und das von ihnen gewonnene Fleisch, für das ein 
Beihilfeantrag gestellt werden kann, in Übereinstimmung mit 
dieser Verordnung behandelt wurden;
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d) Vor-Ort-Kontrollen durchführen und detaillierte Berichte 
über diese Kontrollen erstellen, in denen insbesondere Fol­
gendes angegeben wird: 

i) Gewicht und Gesamtzahl der vom Betrieb verbrachten 
beihilfefähigen Tiere je Partie, Datum und Uhrzeit ihrer 
Verbringung zum Schlachthof sowie ihres Eintreffens im 
Schlachthof; 

ii) Anzahl der vom Schlachthof geschlachteten Schweine 
und Sauen, das Gewicht jedes Schlachtkörpers, die Num­
mer der Tierverbringungsgenehmigung sowie für die ab 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung geschlachteten Tiere 
die Nummern der Siegel des Transportmittels dieser Tiere. 

(2) Die Kontrollen gemäß Absatz 1 werden vor Auszahlung 
der Beihilfe durchgeführt. Polen unterrichtet die Kommission 
spätestens zehn Tage nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
über die gemäß diesem Artikel durchgeführten Maßnahmen 
und Kontrollen. 

Artikel 5 

(1) Polen übermittelt der Kommission jeden Mittwoch fol­
gende Angaben für die Vorwoche: 

a) die Anzahl Sauen und andere Schweine, die nach Maßgabe 
dieser Verordnung geliefert wurden, sowie ihr Gesamt­
schlachtkörpergewicht; 

b) die geschätzten finanziellen Kosten für jede Tierkategorie 
gemäß Artikel 1 Absatz 1. 

Die erste Mitteilung betrifft die seit dem 26. Februar 2014 nach 
Maßgabe dieser Verordnung gelieferten Tiere. Die Verpflichtung 
nach Unterabsatz 1 gilt bis zum 4. Juni 2014. 

(2) Polen übermittelt der Kommission bis spätestens 30. Juni 
2014 einen ausführlichen Bericht über die Durchführung dieser 
Verordnung mit Angaben zur Durchführung der gemäß Arti­
kel 4 durchgeführten Kontrollen und der Überwachung. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 28. März 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 95/26 Amtsblatt der Europäischen Union 29.3.2014



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 325/2014 DER KOMMISSION 

vom 28. März 2014 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. März 2014 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 219,4 
MA 57,0 
TN 82,0 
TR 86,4 
ZZ 111,2 

0707 00 05 MA 39,8 
TR 139,3 
ZZ 89,6 

0709 93 10 MA 31,1 
TR 74,3 
ZZ 52,7 

0805 10 20 EG 48,9 
IL 62,6 

MA 58,1 
TN 47,6 
TR 50,7 
ZA 60,4 
ZZ 54,7 

0805 50 10 MA 35,6 
TR 76,2 
ZZ 55,9 

0808 10 80 AR 89,5 
BR 91,6 
CL 83,7 
CN 113,3 
MK 23,6 
US 181,8 
ZZ 97,3 

0808 30 90 AR 91,6 
CL 131,1 
CN 52,7 
TR 127,0 
ZA 83,8 
ZZ 97,2 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS BiH/21/2014 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES 

vom 18. März 2014 

zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die militärische Operation der 
Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina und zur Aufhebung des Beschlusses BiH/17/2011 

(2014/173/GASP) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 38 Absatz 3, 

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2004/570/GASP des Rates 
vom 12. Juli 2004 über die militärische Operation der Europäi­
schen Union in Bosnien und Herzegowina ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Aufgrund des Artikels 6 Absatz 1 der Gemeinsamen 
Aktion 2004/570/GASP hat der Rat das Politische und 
Sicherheitspolitische Komitee (PSK) ermächtigt, einschlä­
gige Beschlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der EU- 
Einsatzkräfte zu fassen. 

(2) Am 14. Januar 2011 hat das Politische und Sicherheits­
politische Komitee den Beschluss BiH/17/2011 ( 2 ) an­
genommen, mit dem der Stellvertretende Oberste Alli­
ierte Befehlshaber Europa (DSACEUR) General Sir Ri­
chard SHIRREFF zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte 
für die militärische Operation der Europäischen Union 
in Bosnien und Herzegowina ernannt wurde. 

(3) Die NATO hat beschlossen, General Sir Adrian BRADS­
HAW als Nachfolger von General Sir Richard SHIRREFF 
zum Stellvertretenden Obersten Alliierten Befehlshaber 
Europa (DSACEUR) zu ernennen. Diese Verwendung 
von General Sir Adrian BRADSHAW beginnt am 28. März 
2014. General Sir Adrian BRADSHAW sollte ab demsel­
ben Datum auch Nachfolger von General Sir Richard 
SHIRREFF in seiner Funktion als Befehlshaber der EU-Ein­
satzkräfte für die militärische Operation der Europäischen 
Union in Bosnien und Herzegowina werden. 

(4) Der Beschluss BiH/17/2011 sollte daher aufgehoben wer­
den. 

(5) Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische 
Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union beigefügten Protokolls (Nr. 22) über die 
Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und 
Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische Be­
züge haben. 

(6) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 12. und 
13. Dezember 2002 in Kopenhagen eine Erklärung an­
genommen, wonach die „Berlin-plus“-Vereinbarungen 
und ihre Umsetzung nur für diejenigen Mitgliedstaaten 
der Union gelten, die auch entweder NATO-Mitglieder 
oder Vertragsparteien der „Partnerschaft für den Frieden“ 
sind und die dementsprechend bilaterale Sicherheits­
abkommen mit der NATO geschlossen haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

General Sir Adrian BRADSHAW wird für die Zeit ab dem 
28. März 2014 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte für die 
militärische Operation der Europäischen Union in Bosnien und 
Herzegowina ernannt. 

Artikel 2 

Der Beschluss BiH/17/2011 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 28. März 2014 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. März 2014. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 

W. STEVENS
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BESCHLUSS EUTM MALI/1/2014 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN 
KOMITEES 

vom 18. März 2014 

zur Ernennung des Befehlshabers der Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur 
Ausbildung der malischen Streitkräfte (EUTM Mali) und zur Aufhebung des Beschlusses EUTM 

MALI/1/2013 

(2014/174/GASP) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 38 Absatz 3, 

gestützt auf den Beschluss 2013/34/GASP des Rates vom 17. Ja­
nuar 2013 über eine Militärmission der Europäischen Union als 
Beitrag zur Ausbildung der malischen Streitkräfte (EUTM Ma­
li) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 5 Absatz 1 des Beschlusses 2013/34/GASP 
hat der Rat das Politische und Sicherheitspolitische Ko­
mitee ermächtigt, gemäß Artikel 38 des Vertrags über die 
Europäische Union geeignete Beschlüsse hinsichtlich der 
politischen Kontrolle und strategischen Leitung der 
EUTM Mali zu fassen, einschließlich der Beschlüsse zur 
Ernennung der aufeinanderfolgenden Befehlshaber der 
EU-Mission. 

(2) Am 19. Juli 2013 hat das PSK den Beschluss EUTM 
MALI/1/2013 ( 2 ) zur Ernennung von Brigadegeneral 
Bruno GUIBERT zum Befehlshaber der EU-Mission 
EUTM Mali angenommen. 

(3) Am 15. Februar 2014 hat Frankreich Brigadegeneral 
Marc RUDKIEWICZ als neuen Befehlshaber der EU-Mission 
EUTM Mali in der Nachfolge von Brigadegeneral Bruno 
GUIBERT benannt. 

(4) Am 21. Februar 2014 hat der EU-Militärausschuss dem 
PSK empfohlen, Brigadegeneral Marc RUDKIEWICZ in der 
Nachfolge von Brigadegeneral Bruno GUIBERT zum Be­
fehlshaber der EU-Mission EUTM Mali zu ernennen. 

(5) Der Beschluss EUTM MALI/1/2013 sollte aufgehoben 
werden. 

(6) Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische 
Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die 
Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und 
Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische Be­
züge haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Brigadegeneral Marc RUDKIEWICZ wird mit Wirkung ab dem 
1. April 2014 zum Befehlshaber der Militärmission der Euro­
päischen Union als Beitrag zur Ausbildung der malischen Streit­
kräfte (EUTM Mali) ernannt. 

Artikel 2 

Der Beschluss EUTM MALI/1/2013 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 1. April 2014 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. März 2014. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 

W. STEVENS
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. März 2014 

zur Änderung der Entscheidung 2007/777/EG hinsichtlich der Einfuhr von Fleischerzeugnissen 
sowie behandelten Mägen, Blasen und Därmen aus frischem Fleisch von Hausgeflügel, 

einschließlich Fleisch von Zuchtfederwild und Wildgeflügel 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1904) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/175/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. De­
zember 1992 über die tierseuchenrechtlichen und gesundheitli­
chen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen tierischen 
Ursprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die 
Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen 
Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I der Richt­
linie 89/662/EWG und — in Bezug auf Krankheitserreger — 
der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen ( 1 ), insbesondere auf Ar­
tikel 10 Absatz 2 Buchstabe c, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. De­
zember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen Vor­
schriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb 
und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs ( 2 ), ins­
besondere auf den einleitenden Satz des Artikels 8, Artikel 8 
Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 8 Absatz 4, Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe b und Artikel 9 Absatz 4 Buchstaben b und c, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Entscheidung 2007/777/EG der Kommission ( 3 ) 
sind Vorschriften für die Einfuhr von Sendungen mit 
bestimmten Fleischerzeugnissen sowie behandelten Mä­
gen, Blasen und Därmen für den menschlichen Verzehr 
in die Union festgelegt. Die genannte Entscheidung ent­
hält die Listen der Drittländer und der Teile von Dritt­
ländern, aus denen eine solche Einfuhr zugelassen ist, 
und in ihrem Anhang III findet sich das Muster der Tier­
gesundheits- und Genusstauglichkeitsbescheinigung für 
derartige Waren, die zum Versand aus Drittländern in 
die Union bestimmt sind. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 798/2008 der Kommission ( 4 ) 
enthält Vorschriften über Veterinärbescheinigungen für 
die Einfuhr von Geflügel und Geflügelerzeugnissen in 
die Union sowie für deren Durchfuhr durch die Union. 
Sie sieht vor, dass die von ihr erfassten Geflügelwaren 
nur aus Drittländern, Gebieten, Zonen und Kompar­
timenten, die in der Tabelle in ihrem Anhang I Teil 1 
aufgelistet sind, in die Union eingeführt bzw. durch diese 
durchgeführt werden dürfen. Des Weiteren bestimmt die 
genannte Verordnung, dass solchen Einfuhren der betref­
fenden Geflügelwaren eine Veterinärbescheinigung gemäß 
der genannten Tabelle, ausgefüllt entsprechend den Erläu­
terungen und den Musterveterinärbescheinigungen in Teil 
2 des genannten Anhangs, beigefügt sein muss. 

(3) Außerdem schreiben die Musterveterinärbescheinigungen 
für Geflügelfleisch (POU), für Fleisch von Nutzlaufvögeln 
für den menschlichen Verzehr (RAT) und für Wildgeflü­
gelfleisch (WGM) in Anhang I Teil 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 798/2008 vor, dass das frische Fleisch von Ge­
flügel oder Laufvögeln aus Betrieben stammen muss, die 
keinen Beschränkungen hinsichtlich einer Krankheit un­
terliegen, für die Geflügel oder Laufvögel empfänglich ist 
bzw. sind, oder aber von Wildgeflügel stammen muss, 
das in einem Gebiet erlegt wurde, in dem in einem Um­
kreis von 10 km, gegebenenfalls einschließlich des Ge­
biets eines Nachbarlandes, mindestens in den voran­
gegangenen 30 Tagen kein Ausbruch der hochpathoge­
nen aviären Influenza oder der Newcastle-Krankheit fest­
gestellt wurde. 

(4) Die Tiergesundheitsbedingungen für die Herstellung von 
Fleischerzeugnissen sowie behandelten Mägen, Blasen 
und Därmen aus frischem Fleisch von Hausgeflügel, ein­
schließlich Zuchtfederwild und Wildgeflügel, die in Teil 
II.1.3 des Musters der Tiergesundheits- und Genusstaug­
lichkeitsbescheinigung in Anhang III der Entscheidung 
2007/777/EG festgelegt sind, beziehen sich auf die aviäre
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Influenza und die Newcastle-Krankheit. Die Musterveteri­
närbescheinigungen POU, RAT und WGM in Anhang I 
Teil 2 der Verordnung (EG) Nr. 798/2008 beziehen sich 
jedoch nur auf die hochpathogene aviäre Influenza. Da­
her ist es erforderlich, das Muster der Tiergesundheits- 
und Genusstauglichkeitsbescheinigung in Anhang III der 
Entscheidung 2007/777/EG an die Anforderungen an 
frisches Fleisch gemäß den Musterveterinärbescheinigun­
gen POU, RAT und WEG in Anhang I Teil 2 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 798/2008 anzupassen. 

(5) Zudem nimmt das Muster der Tiergesundheits- und Ge­
nusstauglichkeitsbescheinigung in Anhang III der Ent­
scheidung 2007/777/EG Bezug auf die Richtlinie 
90/539/EWG des Rates ( 1 ), die durch die Richtlinie 
2009/158/EG des Rates ( 2 ) ersetzt wurde, und auf die 
Entscheidung 2006/696/EG der Kommission ( 3 ), die 
durch die Verordnung (EG) Nr. 798/2008 ersetzt wurde. 
Es ist deshalb nötig, diese Bezugnahmen zu aktualisieren. 

(6) Anhang III der Entscheidung 2007/777/EG sollte daher 
entsprechend geändert werden. 

(7) Zur Vermeidung von Handelsstörungen sollte die Ver­
wendung von Tiergesundheits- und Genusstauglichkeits­
bescheinigungen für bestimmte Fleischerzeugnisse sowie 
behandelte Mägen, Blasen und Därme, die zum Versand 
aus Drittländern in die Union bestimmt sind, wenn sie 
vor der Änderung im Rahmen dieses Beschlusses gemäß 
dem Muster der Tiergesundheits- und Genusstauglich­
keitsbescheinigung in Anhang III der Entscheidung 
2007/777/EG ausgestellt wurden, während einer Über­
gangsfrist weiterhin zugelassen werden. 

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Entscheidung 2007/777/EG 

Anhang III der Entscheidung 2007/777/EG erhält die Fassung 
des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 

Artikel 2 

Übergangsbestimmungen 

Während einer Übergangsfrist bis zum 30. September 2014 ist 
die Einfuhr von Sendungen mit Fleischerzeugnissen sowie be­
handelten Mägen, Blasen und Därmen, denen eine gemäß dem 
Muster in Anhang III der Entscheidung 2007/777/EG — in der 
Fassung vor der Änderung durch Artikel 1 des vorliegenden 
Beschlusses — ausgestellte Tiergesundheits- und Genusstauglich­
keitsbescheinigung beigefügt ist, in die Union weiterhin zuge­
lassen, sofern die Tiergesundheits- und Genusstauglichkeits­
bescheinigung vor dem 30. Juli 2014 unterzeichnet wurde. 

Artikel 3 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 27. März 2014 

Für die Kommission 

Tonio BORG 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

„ANHANG III 

Muster — Tiergesundheits- und Genusstauglichkeitsbescheinigung für bestimmte Fleischerzeugnisse sowie 
behandelte Mägen, Blasen und Därme, die zum Versand aus Drittländern in die Europäische Union bestimmt 

sind
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. März 2014 

über eine finanzielle Beteiligung der Union an einem koordinierten Kontrollplan zur Feststellung 
der Verbreitung betrügerischer Praktiken bei der Vermarktung bestimmter Lebensmittel 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1912) 

(2014/176/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Le­
bensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen 
über Tiergesundheit und Tierschutz ( 1 ), insbesondere auf Arti­
kel 66, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Empfehlung 2014/180/EU der Kommission ( 2 ) sieht 
eine zweite Reihe koordinierter Kontrollen vor, die zur 
Feststellung weiterhin auftretender betrügerischer Prakti­
ken bei der Vermarktung bestimmter Lebensmittel von 
den Mitgliedstaaten durchzuführen sind. 

(2) Um die reibungslose und rasche Umsetzung des Plans zu 
erleichtern, sollte die Union die Mitgliedstaaten, die die 
amtlichen Kontrollen gemäß der Empfehlung der Kom­
mission durchführen, finanziell unterstützen. 

(3) Auf der Grundlage von nach der ersten Testreihe erstell­
ten Berechnungen werden die Kosten für die Durchfüh­
rung von DNA-Tests zum Nachweis von Pferdefleisch in 
Lebensmitteln, die als Rindfleisch enthaltend vermarktet 
werden und/oder gekennzeichnet sind, auf 120 EUR pro 
Test geschätzt. Der übliche Kofinanzierungssatz der 
Union für koordinierte Kontrollpläne beträgt 50 %. 

(4) EU-Referenzlaboratorium für die Tests, die für den koor­
dinierten Kontrollplan am relevantesten sind, ist derzeit 
das Centre Wallon de Recherches agronomiques (CRA- 
W) in Gembloux, Belgien. Die Kommission hat diese 
Einrichtung um Unterstützung bei der Harmonisierung 
der im Rahmen des koordinierten Kontrollplans verwen­
deten Testmethode ersucht. Diese Aufgabe ist eine zu­
sätzliche Aufgabe, die nicht im bestehenden Arbeitspro­
gramm vorgesehen ist, das diese Einrichtung als EU-Re­
ferenzlaboratorium durchführt. Die Kosten für diese zu­
sätzliche Aufgabe werden auf maximal 20 000 EUR ge­
schätzt und sollten von der Kommission zu 100 % er­
stattet werden. 

(5) Gemäß Artikel 84 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) 
(Haushaltsordnung) und Artikel 94 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission ( 4 ) geht 
jeder Mittelbindung zulasten des Haushalts der Union 
ein Finanzierungsbeschluss des betreffenden Organs 
oder der Behörden voran, denen das Organ entspre­
chende Befugnisse übertragen hat; der Finanzierungs­
beschluss präzisiert die wesentlichen Aspekte der Maß­
nahme, die eine Ausgabe zulasten des Haushalts bewirkt. 
Es sollten Förderkriterien festgelegt werden. 

(6) Die finanzielle Beteiligung der Union sollte unter der 
Bedingung gewährt werden, dass die Tests und Analysen 
durchgeführt werden und die zuständigen Behörden alle 
erforderlichen Angaben innerhalb der in diesem Be­
schluss vorgesehenen Frist übermitteln. Im Interesse einer 
effizienten Verwaltung sollten alle mit Blick auf eine fi­
nanzielle Beteiligung der Union vorgelegten Ausgaben in 
Euro angegeben werden. Für Ausgaben, die in einer an­
deren Währung als in Euro getätigt wurden, sollte der 
Wechselkurs festgelegt werden —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Die Union leistet einen Beitrag zur Deckung der Kosten, 
die den Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Kontrollplans 
gemäß der Empfehlung 2014/180/EU (nachstehend „Empfeh­
lung der Kommission“) entstehen, bis zu einem Gesamtbetrag 
von 145 440 EUR. 

(2) Die Union leistet einen Beitrag zu den Kosten, die dem 
Centre Wallon de Recherches agronomiques (CRA-W) in Gem­
bloux, Belgien, bei der Kalibrierung und Koordinierung der Test­
methode zum Nachweis nichtdeklarierter Tierarten in Fleisch 
und Fleischerzeugnissen entstehen, bis zu einem Gesamtbetrag 
von 20 000 EUR. 

(3) Die Kosten gemäß den Absätzen 1 und 2 werden aus der 
Haushaltslinie 17 04 03 finanziert. 

Artikel 2 

Förderfähige Kosten der Mitgliedstaaten 

(1) Der Beitrag der Union gemäß Artikel 1 Absatz 1 wird als 
Erstattung in Höhe von 50 % der Kosten für Tests geleistet, die 
die zuständigen Behörden in Durchführung des Kontrollplans 
gemäß Nummer 1 der Empfehlung der Kommission durchfüh­
ren. 

(2) Der Beitrag der Union darf nicht übersteigen: 

a) durchschnittlich 60 EUR je Test; 

b) die in Anhang I genannten Beträge. 

(3) Nur die in Anhang II aufgeführten Kosten kommen für 
einen Beitrag in Frage. 

Artikel 3 

Förderfähige Kosten des Centre Wallon de Recherches 
agronomiques (CRA-W) in Gembloux, Belgien 

(1) Der Beitrag der Union gemäß Artikel 1 Absatz 2 wird als 
Erstattung in Höhe von 100 % der Kosten geleistet, die bei den 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Kalibrierung und Koor­
dinierung der Testmethode entstehen, die bei der Durchführung 
des koordinierten Kontrollplans gemäß der Empfehlung der 
Kommission verwendet wird. 

(2) Förderfähig sind folgende Kosten: 

a) Kosten für Personal, das ganz oder teilweise speziell für die 
Durchführung der Aufgaben auf dem Laborgelände abgestellt 
wird; die Kosten sind auf die für solches Personal zu zahlen­
den tatsächlichen Gehälter zuzüglich der Sozialversicherungs­
beiträge und sonstiger gesetzlicher Leistungen im Rahmen 
der Gehälter beschränkt; 

b) Kosten für Betriebsmittel im Zusammenhang mit der Vor­
bereitung der Standardproben; 

c) Versandkosten; 

d) Gemeinkosten in Höhe von 7 % der Summe der unter den 
Buchstaben a, b und c genannten Kosten. 

(3) Die Kosten sind bis zum 31. August 2014 im Einklang 
mit dem Muster in Anhang IV dieses Beschlusses zu übermit­
teln. 

Artikel 4 

Bestimmungen für die Förderfähigkeit 

(1) Der Beitrag der Union gemäß Artikel 1 Absatz 1 wird 
unter folgenden Bedingungen gewährt: 

a) die Tests wurden gemäß den Bestimmungen der Empfehlung 
der Kommission durchgeführt. 

b) die Mitgliedstaaten haben der Kommission den Bericht ge­
mäß der Empfehlung der Kommission innerhalb der darin 
genannten Frist zukommen lassen. 

c) die Mitgliedstaaten haben der Kommission bis zum 31. Au­
gust 2014 einen Finanzbericht gemäß dem in Anhang III des 
vorliegenden Beschlusses festgelegten Format in elektro­
nischer Form übermittelt. 

(2) Die Kommission kann die Höhe des Beitrags nach Arti­
kel 1 reduzieren, wenn die Bedingungen gemäß Absatz 1 nicht 
erfüllt sind, unter Berücksichtigung von Art und Ausmaß der 
Nichterfüllung und des potenziellen finanziellen Schadens für 
die Union. 

(3) Auf Ersuchen der Kommission legen die Mitgliedstaaten 
Unterlagen zum Beleg der der Kosten vor, für die gemäß Ar­
tikel 2 eine Förderung beantragt wird.
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Artikel 5 

Währung und Wechselkurs 

(1) Die Ausgaben im Antrag der Mitgliedstaaten auf eine 
finanzielle Beteiligung der Union sind in Euro ohne Mehrwert­
steuer und sonstige Steuern anzugeben. 

(2) Tätigt ein Mitgliedstaat Ausgaben in einer anderen Wäh­
rung als Euro, so rechnet er den Betrag in Euro um, wobei er 
den letzten Wechselkurs zugrunde legt, den die Europäische 
Zentralbank vor dem ersten Tag des Monats, in dem der Mit­
gliedstaat den Antrag vorlegt, festgelegt hat. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss ist ein Finanzierungsbeschluss im Sinne des 
Artikels 84 der Haushaltsordnung. 

Artikel 7 

Dieser Beschluss gilt ab dem Datum der Veröffentlichung der 
Empfehlung der Kommission. 

Artikel 8 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 27. März 2014 

Für die Kommission 

Tonio BORG 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

HÖCHSTBETRAG DES BEITRAGS DER EU GEMÄß ARTIKEL 2 ABSATZ 2 BUCHSTABE B 

Mitgliedstaat 
Empfohlene Anzahl 

der zu ziehenden 
Proben 

Extrapolierte Anzahl 
der in der zweiten 

Testreihe zu 
ziehenden Proben 

(5 %) 

Höchstbetrag 
EU-Beitrag je Test 

Höchstbetrag 
EU-Beitrag je MS 

EU-Beitrag 
INSGESAMT 

Frankreich, 
Deutschland, 
Italien, Vereinigtes 
Königreich, 
Spanien, Polen 

150 8 60 9 480 56 880 

Rumänien, 
Niederlande, 
Belgien, 
Griechenland, 
Portugal, 
Tschechische 
Republik, Ungarn, 
Schweden, 
Österreich, 
Bulgarien 

100 5 60 6 300 63 000 

Litauen, Slowakei, 
Dänemark, Irland, 
Finnland, Lettland, 
Kroatien 

50 3 60 3 180 22 260 

Slowenien, 
Estland, Zypern, 
Luxemburg, Malta 

10 1 60 660 3 300 

INSGESAMT 145 440 

ANHANG II 

FÖRDERFÄHIGE KOSTEN GEMÄß ARTIKEL 2 ABSATZ 3 

Der finanzielle Beitrag der Union zu den Ausgaben für die in diesem Durchführungsbeschluss genannten Tests beschränkt 
sich auf die folgenden den Mitgliedstaaten entstehenden Kosten: 

a) Kosten für den Kauf von Testkits, Reagenzien sowie aller identifizierbaren und speziell für die Durchführung der 
Laboruntersuchungen verwendeten Verbrauchsgüter; 

b) Kosten für Personal, ungeachtet seines Status, das ganz oder teilweise speziell für die Durchführung der Tests auf dem 
Laborgelände abgestellt wird; die Kosten sind auf die für solches Personal zu zahlenden tatsächlichen Gehälter zu­
züglich der Sozialversicherungsbeiträge und sonstiger gesetzlicher Leistungen im Rahmen der Gehälter beschränkt; und 

c) Gemeinkosten in Höhe von 7 % der Summe der Kosten unter Buchstaben a und b, es sei denn, der Mitgliedstaat nutzt 
ein Handelslabor.
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ANHANG III 

Finanzbericht gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c 

DNA 

Personal Stunden Kosten/Stunde Personalkosten 

(1) (2) (3) (4) = (2) × (3) 

Zwischensumme Per­
sonal 

(5) 

Testkits, Reagenzien, Verbrauchsgüter Menge Kosten pro Einheit Gesamtkosten 

(6) (7) (8) (9) = (7) × (8) 

Zwischensumme Verbrauchsgüter (10) 

INSGESAMT (11) = (5) + (10) 

Gesamtsumme einschließlich Gemeinkosten (11) × (1,07) 

Alternativer Finanzreport gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c, wenn ein Handelslabor genutzt wird 

Name des Handelslabors 

Anzahl der an das Labor gesandten Proben 

Gesamtbetrag der Rechnung des Handelslabors
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ANHANG IV 

FINANZBERICHT GEMÄSS ARTIKEL 3 ABSATZ 3 

PERSONAL 

Kategorie Stunden Kosten/Stunde Personalkosten 

(1) (2) (3) ð4Þ ¼ ð2Þ Ü ð3Þ 

Verbrauchsgüter 

Kategorie Menge Kosten/Einheit Kosten für Verbrauchsgüter 

(5) (6) (7) ð8Þ ¼ ð6Þ Ü ð7Þ 

Versandkosten 

Bitte angeben Menge Kosten/Einheit Kosten für den Versand 

(9) (10) (11) ð12Þ ¼ ð10Þ Ü ð11Þ 

INSGESAMT ð13Þ ¼ ð4Þ þ ð8Þ þ ð12Þ 

INSGESAMT + 
Gemeinkosten ð14Þ ¼ ð13Þ Ü 1,07
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. März 2014 

zur Änderung von Anhang II der Entscheidung 2003/467/EG in Bezug auf die amtliche 
Anerkennung Litauens als frei von Brucellose 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1940) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/177/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG der Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schwei­
nen ( 1 ), insbesondere auf Anhang A Teil II Nummer 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 64/432/EWG regelt den Handelsverkehr 
mit Rindern und Schweinen innerhalb der Union. Sie 
legt fest, unter welchen Bedingungen ein Mitgliedstaat 
bzw. eine Region eines Mitgliedstaats in Bezug auf die 
Rinderbestände als amtlich frei von Brucellose anerkannt 
werden kann. 

(2) In Anhang II der Entscheidung 2003/467/EG der Kom­
mission ( 2 ) sind die Mitgliedstaaten und Regionen von 
Mitgliedstaaten aufgeführt, die als amtlich frei von Bru­
cellose anerkannt sind. 

(3) Litauen hat der Kommission Unterlagen übermittelt, aus 
denen hervorgeht, dass die Bedingungen für eine amtliche 
Anerkennung als brucellosefrei gemäß der Richtlinie 
64/432/EWG in seinem gesamten Hoheitsgebiet erfüllt 
sind. 

(4) Aus der Bewertung der von Litauen vorgelegten Unterla­
gen ergibt sich, dass der Mitgliedstaat als amtlich frei von 
Brucellose anerkannt werden sollte. 

(5) Anhang II der Entscheidung 2003/467/EG sollte daher 
entsprechend geändert werden. 

(6) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Entscheidung 2003/467/EG wird gemäß dem 
Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 27. März 2014 

Für die Kommission 

Tonio BORG 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Anhang II Kapitel 1 der Entscheidung 2003/467/EG erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL 1 

Amtlich anerkannt brucellosefreie Mitgliedstaaten 

ISO-Code Mitgliedstaat 

BE Belgien 

CZ Tschechische Republik 

DK Dänemark 

DE Deutschland 

EE Estland 

IE Irland 

FR Frankreich 

LV Lettland 

LT Litauen 

LU Luxemburg 

NL Niederlande 

AT Österreich 

PL Polen 

RO Rumänien 

SI Slowenien 

SK Slowakei 

FI Finnland 

SE Schweden“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. März 2014 

mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in 
bestimmten Mitgliedstaaten 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1979) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/178/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. De­
zember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen 
im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den ge­
meinsamen Binnenmarkt ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 Ab­
satz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri­
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit leben­
den Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen­
markt ( 2 ), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. De­
zember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen Vor­
schriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb 
und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs ( 3 ), ins­
besondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2002/60/EG des Rates ( 4 ) wurden Min­
destmaßnahmen der Union zur Bekämpfung der Afri­
kanischen Schweinepest festgelegt, darunter auch Maß­
nahmen, die bei einem Ausbruch der Afrikanischen 
Schweinepest und bei Verdacht auf Afrikanische Schwei­
nepest bei Wildschweinen oder bei Bestätigung ihres Vor­
liegens zu treffen sind. Zu diesen Maßnahmen gehören 
Pläne zur Tilgung der Afrikanischen Schweinepest in der 
Wildschweinpopulation, die von den Mitgliedstaaten aus­
zuarbeiten und durchzuführen sind und von der Kom­
mission genehmigt werden müssen. 

(2) Die Entscheidung 2005/363/EG der Kommission ( 5 ) 
wurde als Reaktion auf das Auftreten der klassischen 
Schweinepest in Sardinien (Italien) erlassen. Diese Ent­
scheidung enthält Tiergesundheits- bzw. Hygienevor­
schriften für die Verbringung, Versendung und 

Kennzeichnung von Schweinen und bestimmten Schwei­
neerzeugnissen aus Sardinien, mit denen die Ausbreitung 
der Seuche auf andere Gebiete der Union verhindert wer­
den soll. 

(3) Mit der Entscheidung 2005/362/EG der Kommission ( 6 ) 
wurde darüber hinaus ein Plan zur Tilgung der Afrikani­
schen Schweinepest bei Wildschweinen in Sardinien ge­
nehmigt, den Italien der Kommission vorgelegt hatte. 

(4) 2014 sind in Litauen und Polen Fälle Afrikanischer 
Schweinepest bei Wildschweinen aufgetreten, bei denen 
das Virus der Afrikanischen Schweinepest aus benachbar­
ten Drittländern, in denen diese Seuche vorkommt, ein­
geschleppt wurde. Um zielgerichtete Bekämpfungsmaß­
nahmen durchführen zu können, die Ausbreitung der 
Seuche zu verhindern und unnötige Störungen des Han­
dels innerhalb der Union sowie von Drittländern auf­
erlegte ungerechtfertigte Hemmnisse für den Handel zu 
vermeiden, wurde in Zusammenarbeit mit den betroffe­
nen Mitgliedstaaten mit dem Durchführungsbeschluss 
2014/93/EU der Kommission ( 7 ) bzw. dem Durchfüh­
rungsbeschluss 2014/134/EU der Kommission ( 8 ), die 
beide bis zum 30. April 2014 gelten, umgehend eine 
Unionsliste der infizierten Gebiete in diesen Ländern er­
stellt. 

(5) Die Afrikanische Schweinepest kommt endemisch bei 
Haus- und Wildschweinen in bestimmten an die Union 
angrenzenden Drittländern vor und stellt für die Union 
eine ständige Bedrohung dar. 

(6) Insbesondere durch den Handel mit Schweineerzeugnis­
sen können die Schweinebestände in anderen Regionen 
Litauens, Italiens und Polens sowie in anderen Mitglied­
staaten durch die Seuche gefährdet werden. 

(7) Litauen und Polen haben im Rahmen der Richtlinie 
2002/60/EG Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikani­
schen Schweinepest ergriffen und müssen ihren Plan zur 
Tilgung der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschwei­
nen der Kommission gemäß Artikel 16 der genannten 
Richtlinie zur Genehmigung vorlegen.
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( 1 ) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 13. 
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( 4 ) Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung 

von besonderen Vorschriften für die Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest sowie zur Änderung der Richtlinie 92/119/EWG hin­
sichtlich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen Schweine­
pest (ABl. L 192 vom 20.7.2002, S. 27). 

( 5 ) Entscheidung 2005/363/EG der Kommission vom 2. Mai 2005 über 
Schutzmaßnahmen gegen die Afrikanische Schweinepest auf Sardi­
nien (Italien) (ABl. L 118 vom 5.5.2005, S. 39). 

( 6 ) Entscheidung 2005/362/EG der Kommission vom 2. Mai 2005 zur 
Genehmigung des Plans zur Tilgung der Afrikanischen Schweinepest 
bei Wildschweinen in Sardinien, Italien (ABl. L 118 vom 5.5.2005, 
S. 37). 

( 7 ) Durchführungsbeschluss 2014/93/EU der Kommission vom 14. Feb­
ruar 2014 betreffend bestimmte vorläufige Maßnahmen zum Schutz 
vor der Afrikanischen Schweinepest in Litauen (ABl. L 46 vom 
18.2.2014, S. 20). 

( 8 ) Durchführungsbeschluss 2014/134/EU der Kommission vom 
12. März 2014 betreffend bestimmte vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in Polen (ABl. L 74 vom 
14.3.2014, S. 63).



(8) Es ist angezeigt, die betroffenen Mitgliedstaaten und Ge­
biete in einer Liste in einem Anhang aufzuführen und sie 
nach ihrem Risikoniveau in Bezug auf die Seuchenlage 
für Afrikanische Schweinepest sowie nach der Frage ein­
zustufen, ob sowohl Schweinebetriebe als auch die Wild­
schweinpopulation (Teil III) oder lediglich die Wild­
schweinpopulation (Teil II) betroffen ist, oder sich das 
Risiko aus einer gewissen Nähe zur infizierten Wild­
schweinpopulation ergibt (Teil I). 

(9) Was das Risiko der Verbreitung der Afrikanischen 
Schweinepest anbelangt, so ist die Verbringung der ver­
schiedenen Schweineerzeugnisse mit unterschiedlich ho­
hen Risiken behaftet. Dem Gutachten der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit aus dem Jahr 2010 ( 1 ) 
zufolge gilt als allgemeine Regel, dass die Verbringung 
von lebenden Schweinen und deren Samen, Eizellen 
und Embryonen sowie von tierischen Nebenprodukten 
vom Schwein aus infizierten Gebieten mit höheren Risi­
ken hinsichtlich Exposition und Konsequenzen verbun­
den ist als der Transport von Fleisch, Fleischzubereitun­
gen und Fleischerzeugnissen. Daher sollte die Versendung 
von lebenden Schweinen und deren Samen, Eizellen und 
Embryonen sowie von tierischen Nebenprodukten vom 
Schwein ebenso wie die Versendung bestimmten Flei­
sches sowie von Fleischzubereitungen und Fleischerzeug­
nissen aus den Gebieten der Mitgliedstaaten, die im An­
hang dieses Beschlusses aufgeführt sind, verboten werden. 
Dieses Verbot umfasst alle Suidae gemäß der Richtlinie 
92/65/EWG des Rates ( 2 ). 

(10) Um den unterschiedlichen Risikoniveaus, die von der Art 
des jeweiligen Schweineerzeugnisses abhängen, und der 
Seuchenlage in den betroffenen Mitgliedstaaten Rechnung 
zu tragen, sollten für die einzelnen Arten von Schwei­
neerzeugnissen aus den in den verschiedenen Teilen des 
Anhangs aufgeführten Gebieten bestimmte Ausnahmen 
vorgesehen werden. Diese Ausnahmen stehen auch im 
Einklang mit den Risikominderungsmaßnahmen für die 
Einfuhr in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest, die 
im Gesundheitskodex für Landtiere der Weltorganisation 
für Tiergesundheit angegeben sind. Mit diesem Beschluss 
sollten auch die für die Anwendung dieser Ausnahme­
regelungen erforderlichen zusätzlichen Schutzmaßnah­
men und tierseuchenrechtlichen Anforderungen oder Be­
handlungen festgelegt werden. 

(11) Gemäß der Richtlinie 64/432/EWG des Rates ( 3 ) und der 
Entscheidung 93/444/EWG der Kommission ( 4 ) müssen 
bei der Verbringung von Tieren Gesundheitsbescheini­
gungen mitgeführt werden. Werden die Ausnahmen 
vom Verbot der Versendung lebender Schweinen aus 

im Anhang dieses Beschlusses aufgeführten Gebieten 
auf lebende Schweine angewendet, die für den Handel 
innerhalb der Union oder zur Ausfuhr in ein Drittland 
bestimmt sind, so sollten diese Gesundheitsbescheinigun­
gen einen Verweis auf den vorliegenden Beschluss ent­
halten, damit sichergestellt ist, dass die jeweiligen Be­
scheinigungen angemessene und sachlich richtige Ge­
sundheitsinformationen enthalten. 

(12) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 599/2004 der Kommis­
sion ( 5 ) müssen bei der Verbringung bestimmter Erzeug­
nisse tierischen Ursprungs Veterinärbescheinigungen mit­
geführt werden. Um die Ausbreitung der Afrikanischen 
Schweinepest auf andere Gebiete der Union zu verhin­
dern, sollte in Fällen, in denen bestimmte Teile des Ho­
heitsgebiets eines Mitgliedstaats einem Verbot der Ver­
sendung frischen Schweinefleisches sowie von Fleisch­
zubereitungen und Fleischerzeugnissen, die aus Schweine­
fleisch bestehen oder dieses enthalten, unterliegen, für die 
Versendung solchen Fleisches sowie von solchen Fleisch­
zubereitungen und Fleischerzeugnissen aus anderen Tei­
len des Hoheitsgebiets dieses Mitgliedstaats, für die das 
Verbot nicht gilt, bestimmte Anforderungen insbesondere 
in Bezug auf die Bescheinigung festlegt werden, und diese 
Veterinärbescheinigungen sollten einen Verweis auf den 
vorliegenden Beschluss enthalten. 

(13) Um die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest auf 
andere Gebiete der Union und auf Drittländer zu ver­
hindern, sollte dieser Beschluss zudem für die Versen­
dung frischen Schweinefleisches sowie von Fleischzube­
reitungen und Fleischerzeugnissen, die aus Schweine­
fleisch bestehen oder dieses enthalten, aus Mitgliedstaaten 
mit im Anhang aufgeführten Gebieten bestimmte stren­
gere Bedingungen vorsehen Insbesondere sollte solches 
frisches Schweinefleisch und solche Fleischzubereitungen 
und Schweinefleischerzeugnisse mit einem speziellen 
Kennzeichen versehen werden, das nicht zu verwechseln 
ist mit dem Identitätskennzeichen gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 6 ) und dem Genusstauglichkeitskennzeichen für 
Schweinefleisch gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ). 

(14) Die Geltungsdauer der in diesem Beschluss vorgesehenen 
Maßnahmen sollte der Epidemiologie der Afrikanischen 
Schweinepest sowie den Bedingungen für den erneuten 
Erhalt des Status als frei von der Afrikanischen Schwei­
nepest gemäß dem Gesundheitskodex für Landtiere der 
Weltorganisation für Tiergesundheit Rechnung tragen; die 
Maßnahmen sollte daher bis mindestens 31. Dezember 
2017 gelten.
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( 1 ) The EFSA Journal 2010; 8(3):1556. 
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seuchenrechtlichen Bedingungen für den Handel mit Tieren, Samen, 
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( 7 ) Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschrif­
ten für die amtliche Überwachung von zum menschlichen Verzehr 
bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs (ABl. L 139 vom 
30.4.2004, S. 206).



(15) Die Durchführungsbeschlüsse 2014/93/EU und 
2014/134/EU sollten aufgehoben und durch diesen Be­
schluss ersetzt werden. Die Entscheidung 2005/363/EG 
ist mehrfach geändert worden. Daher sollte sie aufgeho­
ben und durch den vorliegenden Beschluss ersetzt wer­
den. 

(16) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

Dieser Beschluss legt bestimmte tierseuchenrechtliche Maßnah­
men zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in den im 
Anhang genannten Mitgliedstaaten oder Gebieten von Mitglied­
staaten („betroffene Mitgliedstaaten“) fest. 

Er gilt unbeschadet der von der Kommission gemäß Artikel 16 
der Richtlinie 2002/60/EG genehmigten Pläne zur Tilgung der 
Afrikanischen Schweinepest in Wildschweinpopulationen im be­
troffenen Mitgliedstaat. 

Artikel 2 

Verbot der Versendung von lebenden Schweinen, 
Schweinesamen, -eizellen und -embryonen, 

Schweinefleisch, Schweinefleischzubereitungen, 
Schweinefleischerzeugnissen und allen anderen 

Erzeugnissen, die Schweinefleisch enthalten, sowie von 
Sendungen mit tierischen Nebenprodukten vom Schwein 

aus bestimmten im Anhang aufgeführten Gebieten 

Die betroffenen Mitgliedstaaten verbieten 

a) die Versendung lebender Schweine aus den in Teil II oder 
Teil III des Anhangs aufgeführten Gebieten; 

b) die Versendung von Sendungen mit Schweinesamen, -eizel­
len und -embryonen aus Gebieten, die in Teil III des An­
hangs aufgeführt sind; 

c) die Versendung von Sendungen mit Schweinefleisch, Schwei­
nefleischzubereitungen, Schweinefleischerzeugnissen und al­
len anderen Erzeugnissen, die Schweinefleisch enthalten, aus 
Gebieten, die in Teil III des Anhangs aufgeführt sind; 

d) die Versendung von Sendungen mit tierischen Nebenproduk­
ten vom Schwein aus Gebieten, die in Teil III des Anhangs 
aufgeführt sind. 

Artikel 3 

Ausnahme vom Verbot der Versendung lebender Schweine 
aus den in Teil II des Anhangs aufgeführten Gebieten 

Abweichend von dem Verbot gemäß Artikel 2 Buchstabe a 
können die betroffenen Mitgliedstaaten die Versendung lebender 
Schweine aus in den in Teil II des Anhangs aufgeführten 

Gebieten gelegenen Haltungsbetrieben in andere Gebiete des 
Hoheitsgebiets desselben Mitgliedstaats genehmigen, sofern die 
Schweine seit mindestens 30 Tage oder seit ihrer Geburt im 
Betrieb gehalten wurden und in den letzten 30 Tagen vor der 
Verbringung keine lebenden Schweine in den Betrieb eingestellt 
wurden und Folgendes zutrifft: 

1. Die Schweine wurden mit negativem Befund einer Labor­
untersuchung auf Afrikanische Schweinepest unterzogen, 
die im Einklang mit den Probenahmeverfahren gemäß dem 
in Artikel 1 Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Plan zur 
Tilgung der Afrikanischen Schweinepest in den 15 Tagen vor 
der Verbringung durchgeführt wurde, und am Tag der Ver­
bringung wurde eine klinische Untersuchung auf Afrikani­
sche Schweinepest entsprechend den Verfahrensvorschriften 
für Kontrollen und Stichprobenuntersuchungen gemäß Kapi­
tel IV Teil A des Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG 
der Kommission ( 1 ) durchgeführt, oder 

2. die Schweine stammen aus einem Betrieb, 

a) der mindestens zweimal jährlich — im Abstand von min­
destens vier Monaten — von der zuständigen Veterinär­
behörde Inspektionen unterzogen wurde, 

i) die den Leitlinien und Verfahren gemäß Kapitel IV des 
Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG entsprachen; 

ii) die eine klinische Untersuchung und Beprobung nach 
den Kontroll- und Probenahmeverfahren gemäß Kapi­
tel IV Teil A des Anhangs der Entscheidung 
2003/422/EG umfassten; 

iii) bei denen die wirksame Anwendung der in Artikel 15 
Absatz 2 Buchstabe b zweiter und vierter bis siebter 
Gedankenstrich der Richtlinie 2002/60/EG vorgesehe­
nen Maßnahmen überprüft wurde; 

b) der die von der zuständigen Behörde festgelegten Biosi­
cherheitsanforderungen erfüllt; 

c) in dem die mindestens 60 Tage alten Schweine der Labor­
untersuchung auf Afrikanische Schweinepest gemäß Ab­
satz 1 unterzogen wurden. 

Artikel 4 

Ausnahme vom Verbot der Versendung von Sendungen 
mit Schweinefleisch, Schweinefleischzubereitungen, 

Schweinefleischerzeugnissen und allen anderen 
Erzeugnissen, die aus Schweinefleisch bestehen oder 

solches enthalten, aus in Teil III des Anhangs aufgeführten 
Gebieten 

Abweichend von dem Verbot gemäß Artikel 2 Buchstabe c 
können die betroffenen Mitgliedstaaten die Versendung von 
Schweinefleisch, Schweinefleischzubereitungen, Schweinefleisch­
erzeugnissen und allen anderen Erzeugnissen, die aus Schweine­
fleisch bestehen oder solches enthalten, aus in Teil III des An­
hangs aufgeführten Gebieten genehmigen, sofern diese entweder
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a) von Schweinen stammen, die seit ihrer Geburt in Betrieben 
gehalten wurden, die außerhalb der im Anhang aufgeführten 
Gebiete liegen, und das Schweinefleisch, die Schweinefleisch­
zubereitungen, Schweinefleischerzeugnisse und alle anderen 
Erzeugnisse, die aus Schweinefleisch bestehen oder solches 
enthalten, in gemäß Artikel 10 zugelassenen Einrichtungen 
erzeugt, gelagert und behandelt worden sind; oder 

b) gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2002/99/EG erzeugt 
und behandelt worden sind. 

Artikel 5 

Ausnahme vom Verbot der Versendung von Sendungen 
mit tierischen Nebenprodukten vom Schwein aus den in 

Teil III des Anhangs aufgeführten Gebieten 

Abweichend von dem Verbot gemäß Artikel 2 Buchstabe d 
können die betroffenen Mitgliedstaaten die Versendung von 
Folgeprodukten gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ), die aus tierischen Nebenprodukten vom Schwein gewon­
nen wurden, aus in Teil III des Anhangs aufgeführten Gebieten 
genehmigen, sofern diese Nebenprodukte einer Behandlung un­
terzogen wurden, mit der sichergestellt wird, dass das Folgepro­
dukt kein Risiko in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest 
darstellt. 

Artikel 6 

Verbot der Versendung lebender Schweine aus den im 
Anhang aufgeführten Gebieten in andere Mitgliedstaaten 

und Drittländer 

1. Die betroffenen Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 
lebende Schweine aus ihrem Hoheitsgebiet nur unter der Bedin­
gung in andere Mitgliedstaaten und Drittländer versandt werden, 
dass sie 

a) aus anderen als den im Anhang genannten Gebieten stam­
men; 

b) aus einem Haltungsbetrieb stammen, in den für einen Zeit­
raum von mindestens 30 Tagen unmittelbar vor der Ver­
sendung der betreffenden Tiere keine lebenden Schweine 
aus den im Anhang genannten Gebieten eingestellt wurden. 

2. Abweichend von dem Verbot gemäß Absatz 1 können die 
betroffenen Mitgliedstaaten die Versendung lebender Schweine 
aus Haltungsbetrieben, die in den in Teil I des Anhangs auf­
geführten Betrieben liegen, genehmigen, sofern die lebenden 
Schweine die folgenden Bedingungen erfüllen: 

a) sie wurden seit mindestens 40 Tage oder seit ihrer Geburt in 
dem Betrieb gehalten, und es wurden mindestens in den 
letzten 30 Tagen vor der Versendung keine lebenden 
Schweine in den Betrieb eingestellt; 

b) sie stammen aus einem Betrieb, der die von der zuständigen 
Behörde festgelegten Biosicherheitsanforderungen für Afri­
kanische Schweinepest erfüllt; 

c) sie wurden mit negativem Befund einer Laboruntersuchung 
auf Afrikanische Schweinepest unterzogen, die im Einklang 
mit den Probenahmeverfahren gemäß dem in Artikel 1 Ab­
satz 2 dieses Beschlusses genannten Plan zur Tilgung der 
Afrikanischen Schweinepest in den 15 Tagen vor der Ver­
bringung durchgeführt wurde, und am Tag der Verbringung 
wurde eine klinische Untersuchung auf Afrikanische Schwei­
nepest entsprechend den Verfahrensvorschriften für Kontrol­
len und Stichprobenuntersuchungen gemäß Kapitel IV Teil A 
des Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG durchgeführt; 
oder 

d) sie stammen aus einem Haltungsbetrieb, der mindestens 
zweimal jährlich — im Abstand von mindestens vier Mona­
ten — von der zuständigen Veterinärbehörde Inspektionen 
unterzogen wurde, 

i) die den Leitlinien und Verfahren gemäß Kapitel IV des 
Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG entsprachen; 

ii) die eine klinische Untersuchung und Beprobung nach 
den Kontroll- und Probenahmeverfahren gemäß Kapitel 
IV Teil A des Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG 
umfassten; 

iii) bei denen die wirksame Anwendung der in den Bestim­
mungen gemäß Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe b zweiter 
und vierter bis siebter Gedankenstrich der Richtlinie 
2002/60/EG vorgesehenen Maßnahmen überprüft wurde. 

3. Bei Sendungen mit lebenden Schweinen gemäß diesem 
Artikel wird folgender Wortlaut in die entsprechenden, in den 
folgenden Rechtsakten aufgeführten Gesundheitsbescheinigun­
gen eingefügt: 

a) Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 64/432/EWG oder 

b) Artikel 3 Absatz 1 der Entscheidung 93/444/EWG: 

„Schweine entsprechen Artikel 6 Absatz 2 des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2014/178/EU der Kommission (*). 

___________ 
(*) ABl. L 95 vom 29.3.2014, S. 48.“ 

Artikel 7 

Ausnahme vom Verbot der Versendung von 
Schweinesamen, -eizellen und -embryonen aus den im 

Anhang aufgeführten Gebieten in andere Mitgliedstaaten 
und Drittländer 

Der betroffene Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass keine Sen­
dungen mit folgenden Erzeugnissen aus ihrem Hoheitsgebiet in 
andere Mitgliedstaaten und Drittländer versandt werden: 

a) Schweinesamen, es sei denn, er stammt von Ebern aus einer 
zugelassenen Besamungsstation gemäß Artikel 3 Buchstabe a 
der Richtlinie 90/429/EWG des Rates ( 2 ), die außerhalb der 
in Teil II und Teil III des Anhangs des vorliegenden Beschlus­
ses aufgeführten Gebiete liegt;
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b) Schweineeizellen und -embryonen, es sei denn, die Eizellen 
und Embryonen stammen von Spendersauen, die in Betrie­
ben gehalten werden, welche Artikel 6 Absatz 2 entsprechen 
und außerhalb der in den Teilen II und III des Anhangs 
aufgeführten Gebieten liegen, und die Embryonen werden 
mit Samen gemäß Buchstabe a erzeugt. 

Artikel 8 

Verbot der Versendung von Sendungen mit tierischen 
Nebenprodukten vom Schwein aus den im Anhang 
aufgeführten Gebieten in andere Mitgliedstaaten und 

Drittländer 

1. Der betroffene Mitgliedstaat stellt sicher, dass keine Sen­
dungen mit tierischen Nebenprodukten vom Schwein aus sei­
nem Hoheitsgebiet in andere Mitgliedstaaten und Drittländer 
versandt werden, es sei denn, diese Nebenprodukte vom 
Schwein wurden aus Schweinen gewonnen, die aus Haltungs­
betrieben stammen, welche außerhalb der in den Teilen II und 
III des Anhangs aufgeführten Gebiete liegen. 

2. Abweichend von Absatz 1 dürfen die betroffenen Mit­
gliedstaaten die Versendung von Folgeprodukten, die aus tieri­
schen Nebenprodukten aus Schweinen aus in den Teilen II und 
III des Anhangs aufgeführten Gebieten gewonnen wurden, in 
andere Mitgliedstaaten und Drittländer genehmigen, sofern 

a) diese Nebenprodukte einer Behandlung unterzogen wurden, 
mit der sichergestellt wird, dass das aus Schweinen gewon­
nene Folgeprodukt kein Risiko in Bezug auf die Afrikanische 
Schweinepest darstellt; 

b) den Sendungen ein gemäß Anhang VIII Kapitel III der Ver­
ordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission ( 1 ) ausgestelltes 
Handelspapier beiliegt. 

Artikel 9 

Verbot der Versendung frischen Schweinefleischs und von 
bestimmten Schweinefleischzubereitungen und 

Schweinefleischerzeugnissen aus den im Anhang 
aufgeführten Gebieten in andere Mitgliedstaaten und 

Drittländer 

1. Die betroffenen Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 
keine Sendungen mit frischem Schweinefleisch von Schweinen 
aus Haltungsbetrieben, die in im Anhang aufgeführten Gebieten 
liegen, und mit Schweinefleischzubereitungen und Schweine­
fleischerzeugnissen, die aus Fleisch von solchen Schweinen be­
stehen oder solches enthalten, in andere Mitgliedstaaten oder 
Drittländer versandt werden, es sei denn, das Schweinefleisch 
wurde von Schweinen gewonnen, die aus Betrieben stammen, 
welche nicht in den Teilen II und III des Anhangs aufgeführt 
sind. 

2. Abweichend von Absatz 1 dürfen die betroffenen Mit­
gliedstaaten mit in Teil III des Anhangs aufgeführten Gebieten 
die Versendung frischen Schweinefleischs gemäß Absatz 1 sowie 
von Schweinefleischzubereitungen und Schweinefleischerzeug­
nissen, die aus solchem Fleisch bestehen oder solches enthalten, 
in andere Mitgliedstaaten genehmigen, sofern die Schweine­
fleischzubereitungen und Schweinefleischerzeugnisse aus 
Schweinen gewonnen wurden, die seit ihrer Geburt in Betrieben 
gehalten wurden, die außerhalb der in Teil III des Anhangs 
aufgeführten Gebiete liegen, und sofern das frische Schweine­
fleisch, die Schweinefleischzubereitungen und die Schweine­
fleischerzeugnisse in gemäß Artikel 10 zugelassenen Einrichtun­
gen erzeugt, gelagert und behandelt werden. 

3. Abweichend von Absatz 1 dürfen die betroffenen Mit­
gliedstaaten mit in Teil II des Anhangs aufgeführten Gebieten 
die Versendung frischen Schweinefleischs gemäß Absatz 1 sowie 
von Schweinefleischzubereitungen und Schweinefleischerzeug­
nissen, die aus solchem Fleisch bestehen oder solches enthalten, 
in andere Mitgliedstaaten genehmigen, sofern die Schweine­
fleischzubereitungen und Schweinefleischerzeugnisse aus 
Schweinen gewonnen wurden, die den Anforderungen gemäß 
Artikel 3 Absatz 1 bzw. 2 entsprechen. 

Artikel 10 

Zulassung von Schlachthöfen, Zerlegungs- und 
Fleischverarbeitungsbetrieben für die Zwecke von 

Artikel 4 und Artikel 9 Absatz 2 

Die zuständige Behörde der betroffenen Mitgliedstaaten lässt für 
die Zwecke von Artikel 4 und Artikel 9 Absatz 2 nur Schlacht­
höfe, Zerlegungs- und Fleischverarbeitungsbetriebe zu, in denen 
das frische Schweinefleisch sowie die Schweinefleischzubereitun­
gen und Schweinefleischerzeugnisse, die aus Schweinefleisch, 
das im Einklang mit den Ausnahmen gemäß Artikel 4 und 
Artikel 9 Absatz 2 in andere Mitgliedstaaten und Drittländer 
versandt werden darf, bestehen oder dieses enthalten, getrennt 
von anderen Erzeugnissen aus frischem Schweinefleisch bzw. 
von anderen Schweinefleischzubereitungen und Schweinefleisch­
erzeugnissen erzeugt, gelagert und verarbeitet werden, die von 
Schweinen aus Haltungsbetrieben stammen, die in im Anhang 
aufgeführten Gebieten liegen und die nicht gemäß diesem Ar­
tikel zugelassen sind, bzw. die solches Fleisch, solche Fleisch­
zubereitungen oder solche Fleischerzeugnisse enthalten. 

Artikel 11 

Ausnahme vom Verbot der Versendung frischen 
Schweinefleischs und bestimmter 

Schweinefleischzubereitungen und 
Schweinefleischerzeugnissen aus den im Anhang 

aufgeführten Gebieten 

Abweichend von Artikel 9 dürfen die betroffenen Mitgliedstaa­
ten die Versendung frischen Schweinefleischs sowie von Schwei­
nefleischzubereitungen und Schweinefleischerzeugnissen, die aus 
Fleisch aus in den Teilen II oder III des Anhangs aufgeführten 
Gebieten bestehen oder solches enthalten, in andere Mitglied­
staaten und Drittländer genehmigen, sofern die entsprechenden 
Erzeugnisse 

a) gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2002/99/EG erzeugt 
und behandelt worden sind; 

b) Gegenstand einer tierärztlichen Bescheinigung gemäß Arti­
kel 5 der Richtlinie 2002/99/EG sind;
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c) von der entsprechenden Genusstauglichkeitsbescheinigung 
für den Handel in der Union gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 599/2004 begleitet werden, wobei Teil II der Bescheini­
gung um folgenden Satz zu ergänzen ist: 

„Erzeugnisse entsprechen dem Durchführungsbeschluss 
2014/178/EU der Kommission vom 27. März 2014 mit 
tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaa­
ten (*).“ 

___________ 
(*) ABl. L 95 vom 29.3.2014, S. 48. 

Artikel 12 

Informationen zu den Artikeln 9 bis 11 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission und den übri­
gen Mitgliedstaaten alle sechs Monate ab dem Datum dieses 
Beschlusses eine aktualisierte Liste der gemäß Artikel 10 zuge­
lassenen Einrichtungen sowie alle sachdienlichen Informationen 
zur Anwendung der Artikel 9, 10 und 11. 

Artikel 13 

Maßnahmen in Bezug auf lebende Wildschweine, frisches 
Fleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnisse, die 
aus Wildschweinfleisch bestehen oder solches enthalten 

1. Die betroffenen Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 

a) keine lebenden Wildschweine aus den im Anhang aufgeführ­
ten Gebieten in andere Mitgliedstaaten oder andere Gebiete 
des Hoheitsgebiets desselben Mitgliedstaats versandt werden; 

b) keine Sendungen mit frischem Wildschweinfleisch sowie 
Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnissen, die aus sol­
chem Fleisch bestehen oder solches enthalten, aus den im 
Anhang aufgeführten Gebieten in andere Mitgliedstaaten 
oder andere Gebiete im Hoheitsgebiet desselben Mitglied­
staats versandt werden. 

2. Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b dürfen die betrof­
fenen Mitgliedstaaten die Versendung von Sendungen mit fri­
schem Wildschweinfleisch sowie Fleischzubereitungen und 
Fleischerzeugnissen, die aus solchem Fleisch bestehen oder sol­
ches enthalten, aus den in Teil I des Anhangs aufgeführten 
Gebieten in andere Gebiete des Hoheitsgebiets desselben Mit­
gliedstaats, die nicht im Anhang aufgeführt sind, genehmigen, 
sofern die Wildschweine gemäß den in Kapitel VI Teile C und D 
des Anhangs der Entscheidung 2003/422/EG festgelegten Diag­
noseverfahren mit negativem Befund auf Afrikanische Schwei­
nepest untersucht wurden. 

Artikel 14 

Spezielle Gesundheitskennzeichen und 
Bescheinigungsanforderungen für frisches Fleisch, 

Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnisse, die dem 
Verbot gemäß den Artikeln 2, 9 und 13 unterliegen 

Die betroffenen Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass frisches 
Fleisch sowie Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnisse, die 
den Verboten gemäß den Artikeln 2, 9 und 13 unterliegen, 
mit einem speziellen Gesundheitskennzeichen versehen werden, 
das nicht oval und nicht zu verwechseln ist mit 

a) dem Identitätskennzeichen für Fleischzubereitungen und 
Fleischerzeugnisse, die aus Schweinefleisch bestehen oder 
dieses enthalten, gemäß Anhang II Abschnitt I der Verord­
nung (EG) Nr. 853/2004; 

b) der Genusstauglichkeitskennzeichnung für frisches Schweine­
fleisch gemäß Anhang I Abschnitt I Kapitel III der Verord­
nung (EG) Nr. 854/2004. 

Artikel 15 

Anforderungen an die Haltungsbetriebe und 
Transportfahrzeuge in den im Anhang aufgeführten 

Gebieten 

Die betroffenen Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 

a) die in Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe b zweiter und vierter 
bis siebter Gedankenstrich der Richtlinie 2002/60/EG ge­
nannten Bestimmungen in Schweinehaltungsbetrieben, die 
in den im Anhang dieses Beschlusses aufgeführten Gebieten 
liegen, angewandt werden; 

b) Fahrzeuge, die zur Beförderung von Schweinen oder tieri­
schen Nebenprodukten von Schweinen aus Betrieben inner­
halb der im Anhang des vorliegenden Beschlusses aufgeführ­
ten Gebiete verwendet wurden, unmittelbar nach jedem 
Transport gereinigt und desinfiziert werden, und dass der 
Transportunternehmer nachweist das eine solche Reinigung 
und Desinfektion durchgeführt wurde. 

Artikel 16 

Informationspflichten der betroffenen Mitgliedstaaten 

Die betroffenen Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
und die anderen Mitgliedstaaten im Rahmen des Ständigen Aus­
schusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit über die 
Ergebnisse der Überwachung auf Afrikanische Schweinepest in 
den im Anhang aufgeführten Gebieten gemäß den von der 
Kommission im Einklang mit Artikel 16 der Richtlinie 
2002/60/EG genehmigten und in Artikel 1 Absatz 2 des vor­
liegenden Beschlusses genannten Plänen zur Tilgung der Afri­
kanischen Schweinepest in Wildschweinpopulationen. 

Artikel 17 

Umsetzung 

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie mit 
diesem Beschluss in Einklang zu bringen, und geben die erlas­
senen Maßnahmen unverzüglich auf angemessene Weise öffent­
lich bekannt. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 

Artikel 18 

Aufhebung 

Die Entscheidung 2005/363/EG sowie die Durchführungs­
beschlüsse 2014/93/EU und 2014/134/EU werden aufgehoben. 

Artikel 19 

Geltungsdauer 

Dieser Beschluss gilt bis zum 31. Dezember 2017.
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Artikel 20 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 27. März 2014 

Für die Kommission 

Tonio BORG 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

TEIL I 

1. Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

a) in der Region Vilnius (Apskritis): — ein Teil des Landkreises Vilnius (Südteil ab den Stra­
ßen Nr. A2 (E272) und Nr. 103), 

— Landkreis Trakai und Gemeinde Elektrėnai; 

b) in der Region Marijampolė (Apskritis): — Gemeinde Marijampolė, Gemeinde Kalvarija und Ge­
meinde Kazlų Rūda; 

c) in der Region Kaunas (Apskritis): — Landkreis Prienai und Gemeinde Birštonas. 

2. Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

In der Wojwodschaft Podlaskie: 

— die Stadt Suwałki; 

— die Stadt Białystok; 

— die Gemeinden Suwałki, Szypliszki und Raczki im Bezirk Suwalski; 

— die Gemeinden Augustów mit der Stadt Augustów, Nowinka, Sztabin und Bargłów Kościelny im Bezirk Augus­
towski; 

— die Gemeinden Krasnopol und Puńsk im Bezirk Sejneński; 

— die Gemeinden Goniądz, Jasionówka, Jaświły, Knyszyn, Krypno und Mońki im Bezirk Moniecki; 

— die Gemeinden Suchowola und Korycin im Bezirk Sokólski; 

— die Gemeinden Choroszcz, Juchnowiec Kościelny, Suraż, Turośń Kościelna, Tykocin, Zabłudów und Dobrzyniewo 
Duże im Bezirk Białostocki; 

— die Gemeinden Bielsk Podlaski mit der Stadt Bielsk Podlaski, Orla und Wyszki im Bezirk Bielski; 

— die Gemeinden Narew, Narewka, Białowieża, Czyże, Dubicze Cerkiewne und Hajnówka mit der Stadt Hajnówka 
im Bezirk Hajnowski. 

TEIL II 

1. Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

a) in der Region Vilnius (Apskritis): — der Landkreis Šalčininkai; 

b) in der Region Alytus (Apskritis): — der Landkreis Lazdijai, der Landkreis Varėna, der Land­
kreis Alytus, die Stadtgemeinde Alytus und die Ge­
meinde Druskininkai.
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2. Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

In der Wojwodschaft Podlaskie: 

— die Gemeinden Giby und Sejny mit der Stadt Sejny im Bezirk Sejneński; 

— die Gemeinden Lipsk und Płaska im Bezirk Augustowski; 

— die Gemeinden Czarna Białostocka, Gródek, Supraśl, Wasilków und Michałowo im Bezirk Białostocki; 

— die Gemeinden Dąbrowa Białostocka, Janów, Krynki, Kuźnica, Nowy Dwór, Sidra, Sokółka und Szudziałowo im 
Bezirk Sokólski. 

TEIL III 

Italien 

Die folgenden Gebiete in Italien: 

Alle Gebiete Sardiniens.
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BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 22. Januar 2014 

zur Änderung des Beschlusses EZB/2004/2 zur Verabschiedung der Geschäftsordnung der 
Europäischen Zentralbank 

(EZB/2014/1) 

(2014/179/EU) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf 
Artikel 12.3, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 
15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 
Europäische Zentralbank ( 1 ), insbesondere auf Artikel 25 Absatz 
2 und Artikel 26 Absatz 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Zur Klarstellung der wechselseitigen Beziehungen zwi­
schen den an der Vorbereitung und dem Erlass von Auf­
sichtsbeschlüssen beteiligten Stellen ist eine Anpassung 
der internen Organisation der EZB und ihrer Beschluss­
organe an die sich aus der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 ergebenden neuen Anforderungen erforder­
lich. 

(2) Es ist erforderlich, einen Verhaltenskodex zu erlassen, in 
dem die ethischen Normen als Richtschnur für die Mit­
glieder des EZB-Rates und deren benannten Stellvertreter 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufgeführt sind. 

(3) Es ist notwendig, einen hochrangigen Prüfungsausschuss 
zur Stärkung der internen und externen Kontrollinstan­
zen einzusetzen und die Corporate Governance der EZB 
und des Eurosystems zu verbessern. 

(4) Nach Artikel 21 der Geschäftsordnung regeln die Be­
schäftigungsbedingungen und die Dienstvorschriften die 
Beschäftigungsverhältnisse zwischen der EZB und ihren 
Mitarbeitern. Die Beschäftigungsbedingungen und die 
Dienstvorschriften wurden durch die Aufnahme der Vor­
schriften über die Auswahl und die Einstellung von Be­
werbern geändert. Artikel 20 der Geschäftsordnung über 
die Auswahl, Einstellung und Beförderung von Mitarbei­
tern ist nunmehr überflüssig und sollte aufgehoben wer­
den. 

(5) Ferner ist einigen geringfügigen technischen und redak­
tionellen Änderungen wie etwa der neuen Nummerierung 
der Artikel des Vertrags und der Satzung des Europäi­
schen Systems der Zentralbanken und der Europäischen 
Zentralbank Rechnung zu tragen. 

(6) Das Verfahren der impliziten Zustimmung nach Arti­
kel 26 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
sollte nicht für Beschlüsse gelten, die das allgemeine 
Rahmenwerk betreffen, auf dessen Grundlage 

Aufsichtsbeschlüsse erlassen werden, wie das in Artikel 6 
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genannte 
Rahmenwerk zur Gestaltung der praktischen Modalitäten. 

(7) Der Beschluss EZB/2004/2 ( 2 ) sollte geändert werden, um 
diesen Entwicklungen Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Geschäftsordnung der Europäischen 
Zentralbank 

Der Beschluss EZB/2004/2 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

1.1. Diese Geschäftsordnung ergänzt den Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union sowie die Satzung 
des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Eu­
ropäischen Zentralbank. Unbeschadet der Bestimmungen 
des Artikels 1.2 haben die in dieser Geschäftsordnung ver­
wendeten Begriffe die gleiche Bedeutung, wie sie im Vertrag 
und in der Satzung haben. 

1.2. Die Begriffe ‚teilnehmender Mitgliedstaat‘, ‚nationale 
zuständige Behörde‘ und ‚nationale benannte Behörde‘ ha­
ben die Bedeutung, die in der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 des Rates zur Übertragung besonderer Auf­
gaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kredit­
institute auf die Europäische Zentralbank (*) festgelegt ist. 

___________ 
(*) ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63.“ 

2. Der folgende neue Artikel 5a wird eingefügt: 

„Artikel 5a 

Verhaltenskodex für die Mitglieder des EZB-Rates 

5a.1. Der EZB-Rat erlässt einen Verhaltenskodex als 
Richtschnur für seine Mitglieder und aktualisiert diesen; 
der Kodex wird auf der Website der EZB veröffentlicht. 

5a.2. Jeder Zentralbankpräsident stellt sicher, dass die 
ihn begleitenden Personen im Sinne von Artikel 3.2 und 
seine Stellvertreter im Sinne von Artikel 3.3 vor der Teil­
nahme an den Sitzungen des EZB-Rates eine Erklärung 
unterzeichnen, mit der sie sich zur Beachtung des Verhal­
tenskodex verpflichten.“
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3. Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9 

Eurosystem/Ausschüsse des ESZB 

9.1. Der EZB-Rat setzt Ausschüsse ein und löst Aus­
schüsse auf. Die Ausschüsse unterstützen die Arbeiten der 
Beschlussorgane der EZB, und ihre Berichterstattung an den 
EZB-Rat erfolgt über das Direktorium. 

9.2. In politischen Fragen, die die Aufsicht über Kredit­
institute betreffen, erstatten die Ausschüsse, die die Arbeiten 
der EZB im Zusammenhang mit den der EZB durch die 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 übertragenen Aufgaben 
unterstützen, dem Aufsichtsgremium und gegebenenfalls 
dem EZB-Rat Bericht. Das Aufsichtsgremium beauftragt 
im Einklang mit seinen eigenen Verfahren den stellvertre­
tenden Vorsitzenden, dem EZB-Rat über das Direktorium 
über alle diese Tätigkeiten Bericht zu erstatten. 

9.3. Ausschüsse bestehen aus jeweils bis zu zwei Mit­
arbeitern der NZBen des Eurosystems und der EZB, die 
vom jeweiligen Zentralbankpräsidenten bzw. vom Direkto­
rium ernannt werden. 

9.4. Soweit die Ausschüsse die Arbeiten der Beschluss­
organe der EZB bei der Wahrnehmung der der EZB durch 
die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 übertragenen Auf­
gaben unterstützen, gehören ihnen ein Mitglied der Zentral­
bank und ein Mitglied der nationalen zuständigen Behörde 
jedes teilnehmenden Mitgliedstaats an, das jeweils in Fällen, 
in denen die nationale zuständige Behörde keine Zentral­
bank ist, von dem betreffenden Zentralbankpräsidenten in 
Absprache mit der betreffenden nationalen zuständigen Be­
hörde ernannt wird. 

9.5. Der EZB-Rat legt die Aufgaben der Ausschüsse fest 
und ernennt deren Vorsitzende. In der Regel wird der Vor­
sitz von einem Mitarbeiter der EZB übernommen. Sowohl 
der EZB-Rat als auch das Direktorium haben das Recht, 
Ausschüsse mit der Untersuchung bestimmter Themen­
bereiche zu beauftragen. Die EZB übernimmt die Sekretari­
atsaufgaben der Ausschüsse. 

9.6. Jede nationale Zentralbank, die nicht dem Eurosys­
tem angehört, kann ebenfalls bis zu zwei Mitarbeiter be­
nennen, die an den Sitzungen eines Ausschusses teilneh­
men, wenn Angelegenheiten beraten werden, die in den 
Zuständigkeitsbereich des Erweiterten Rates fallen, oder 
wenn der Vorsitzende eines Ausschusses und das Direkto­
rium dies für angebracht halten. 

9.7. Vertreter anderer Organe und Einrichtungen der 
Union sowie sonstige dritte Personen können auch zur 
Teilnahme an den Sitzungen eines Ausschusses eingeladen 
werden, wenn der betreffende Vorsitzende eines Ausschus­
ses und das Direktorium dies für angebracht halten.“ 

4. Der folgende neue Artikel 9b wird eingefügt: 

„Artikel 9b 

Prüfungsausschuss 

Zur Stärkung der bereits vorhandenen internen und exter­
nen Kontrollinstanzen und zur Verbesserung der Corporate 

Governance der EZB und des Eurosystems setzt der EZB- 
Rat einen Prüfungsausschuss ein und legt dessen Auftrag 
und Zusammensetzung fest.“ 

5. Artikel 11.3 erhält folgende Fassung: 

„11.3. Das Direktorium erlässt einen Verhaltenskodex als 
Richtschnur für seine Mitglieder und die Mitarbeiter der 
EZB und aktualisiert diesen; der Kodex wird auf der Web­
site der EZB veröffentlicht.“ 

6. Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

„KAPITEL IVa 

AUFSICHTSAUFGABEN 

Artikel 13a 

Aufsichtsgremium 

Gemäß Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 führt ein als internes Organ der EZB eingerich­
tetes Aufsichtsgremium die Planung und Ausführung der 
der EZB im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kredit­
institute übertragenen Aufgaben (im Folgenden ‚Aufsichts­
aufgaben‘) uneingeschränkt durch. Die Aufgaben des Auf­
sichtsgremiums lassen die Zuständigkeiten der EZB-Be­
schlussorgane unberührt. 

Artikel 13b 

Zusammensetzung des Aufsichtsgremiums 

13b.1. Das Aufsichtsgremium setzt sich aus einem Vor­
sitzenden, einem stellvertretenden Vorsitzenden, vier Ver­
tretern der EZB und jeweils einem Vertreter der in den 
einzelnen teilnehmenden Mitgliedstaaten verantwortlichen 
nationalen zuständigen Behörden zusammen. Alle Mitglie­
der des Aufsichtsgremiums handeln im Interesse der Union 
als Ganzes. 

13b.2. Handelt es sich bei der nationalen zuständigen 
Behörde eines teilnehmenden Mitgliedstaats nicht um eine 
Zentralbank, so kann das betreffende Mitglied des Auf­
sichtsgremiums einen Vertreter der Zentralbank des Mit­
gliedstaats mitbringen. Für die Zwecke des Abstimmungs­
verfahrens gelten die Vertreter eines Mitgliedstaats als ein 
einziges Mitglied. 

13b.3. Nach Anhörung des Aufsichtsgremiums be­
schließt der EZB-Rat einen Vorschlag für die Ernennung 
des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsgremiums, der dem Europäischen Parlament 
zur Billigung übermittelt wird. 

13b.4. Die Beschäftigungsbedingungen des Vorsitzenden 
des Aufsichtsgremiums, insbesondere Gehalts-, Renten- und 
sonstige Sozialleistungsansprüche, sind Gegenstand eines 
Vertrags mit der EZB und werden vom EZB-Rat festgelegt.
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13b.5. Die Amtszeit des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsgremiums beträgt fünf Jahre und ist nicht ver­
längerbar. Sie darf sein Mandat als Mitglied des Direktori­
ums nicht überdauern. 

13b.6. Auf Vorschlag des Direktoriums ernennt der 
EZB-Rat vier Vertreter der EZB zu Mitgliedern des Auf­
sichtsgremiums, die keine im unmittelbaren Zusammen­
hang mit der geldpolitischen stehenden Funktion Aufgaben 
wahrnehmen. 

Artikel 13c 

Abstimmungsverfahren nach Artikel 26 Absatz 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 

Für die Annahme von Beschlussentwürfen nach Artikel 26 
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 gilt folgende 
Regelung, die auf Artikel 16 des Vertrags über die Europäi­
sche Union, Artikel 238 Absatz 3 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union und auf dem Pro­
tokoll (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen beruht: 

i) Bis zum 31. Oktober 2014 gelten Beschlüsse als an­
genommen, wenn mindestens 50 % der Mitglieder des 
Aufsichtsgremiums, die mindestens 74 % der Gesamt­
zahl der gewogenen Stimmen und 62 % der Gesamt­
bevölkerung repräsentieren, für die Annahme stimmen. 

ii) Ab dem 1. November 2014 gelten Beschlüsse als an­
genommen, wenn mindestens 55 % der Mitglieder des 
Aufsichtsgremiums, die mindestens 65 % der Gesamt­
bevölkerung repräsentieren, für die Annahme stimmen. 
Eine Sperrminorität muss wenigstens die Mindestanzahl 
der Mitglieder des Aufsichtsgremiums, die 35 % der Ge­
samtbevölkerung repräsentieren, plus ein Mitglied um­
fassen; andernfalls gilt die qualifizierte Mehrheit als er­
reicht. 

iii) In dem Zeitraum von 1. November 2014 bis 31. März 
2017 gelten auf Antrag eines Vertreters einer nationalen 
zuständigen Behörde oder auf Antrag eines Vertreters 
der EZB im Aufsichtsgremium Beschlüsse als angenom­
men, wenn mindestens 50 % der Mitglieder des Auf­
sichtsgremiums, die mindestens 74 % der Gesamtzahl 
der gewogenen Stimmen und 62 % der Gesamtbevölke­
rung repräsentieren, für die Annahme stimmen. 

iv) Jeder der vier vom EZB-Rat benannten Vertreter der 
EZB hat eine Stimme, deren Gewicht dem nach der 
im Anhang festgelegten Methode berechneten Median 
der gewogenen Stimmen der Vertreter der nationalen 
zuständigen Behörden der teilnehmenden Mitgliedstaa­
ten entspricht. 

v) Die Stimmen des Vorsitzenden und des stellvertreten­
den Vorsitzenden werden mit null gewichtet und ledig­
lich zur Bestimmung der Mehrheit der Anzahl der Mit­
glieder des Aufsichtsgremiums gezählt. 

Artikel 13d 

Verfahrensordnung des Aufsichtsgremiums 

Das Aufsichtsgremium legt in Abstimmung mit dem EZB- 
Rat seine Verfahrensordnung fest. Die Verfahrensordnung 
stellt die Gleichbehandlung aller teilnehmenden Mitgliedstaa­
ten sicher. 

Artikel 13e 

Verhaltenskodex für die Mitglieder des Aufsichtsgre­
miums 

13e.1. Das Aufsichtsgremium erlässt einen Verhaltens­
kodex als Richtschnur für seine Mitglieder und aktualisiert 
diesen; der Kodex wird auf der Website der EZB veröffent­
licht. 

13e.2. Jedes Mitglied stellt sicher, dass Begleiter, Stellver­
treter und die Vertreter seiner nationalen Zentralbank, wenn 
es sich bei der nationalen zuständigen Behörde nicht um die 
Zentralbank handelt, vor der Teilnahme an den Sitzungen 
des Aufsichtsgremiums eine Erklärung unterzeichnen, mit 
der sie sich zur Beachtung des Verhaltenskodex verpflichten. 

Artikel 13f 

Sitzungen des Aufsichtsgremiums 

Die Sitzungen des Aufsichtsgremiums finden in der Regel in 
den Räumlichkeiten der EZB statt. Die Sitzungsprotokolle 
des Aufsichtsgremiums werden unmittelbar nach ihrer Ge­
nehmigung dem EZB-Rat zur Information zur Verfügung 
gestellt. 

Artikel 13g 

Annahme von Beschlüssen zur Wahrnehmung der in 
Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genann­
ten Aufgaben 

13g.1. Das Aufsichtsgremium schlägt dem EZB-Rat zur 
Wahrnehmung der in Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 genannten Aufgaben fertige Beschlussentwürfe 
mit Erläuterungen vor, in denen die Grundlagen und die 
wesentlichen Gründe für den Beschlussentwurf dargestellt 
sind. Die Beschlussentwürfe werden gleichzeitig den natio­
nalen zuständigen Behörden der betroffenen teilnehmenden 
Mitgliedstaaten unter Angabe der vom EZB-Rat gemäß Ar­
tikel 13g.2 festgelegten Frist übermittelt. 

13g.2. Ein Beschlussentwurf im Sinne von Artikel 13g.1 
gilt als angenommen, wenn der EZB-Rat nicht innerhalb 
einer Frist von höchstens zehn Arbeitstagen widerspricht. 
In Ausnahmesituationen legt das Aufsichtsgremium eine an­
gemessene Frist fest, die jedoch 48 Stunden nicht über­
schreiten darf. Ein vom EZB-Rat gegebenenfalls erhobener 
Widerspruch ist schriftlich zu begründen. Der Beschluss 
wird dem Aufsichtsgremium und den nationalen zuständi­
gen Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten übermittelt.
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13g.3. Stimmt ein teilnehmender Mitgliedstaat, der nicht 
dem Euro-Währungsgebiet angehört, einem Beschussentwurf 
des Aufsichtsgremiums nicht zu, teilt er dies der EZB in 
einer begründeten Stellungnahme innerhalb von fünf Ar­
beitstagen, nachdem ihm der Beschlussentwurf gemäß Arti­
kel 13g.1 übermittelt worden ist, mit. Der Präsident der EZB 
übermittelt diese begründete Stellungnahme unverzüglich 
dem EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium. Der EZB-Rat be­
rücksichtigt in vollem Umfang die Gründe, die das Auf­
sichtsgremium in einer Beurteilung anführt, und erlässt in 
der Sache innerhalb von fünf Arbeitstagen, nachdem er von 
der begründeten Stellungnahme unterrichtet worden ist, ei­
nen Beschluss. Der Beschluss wird dem Aufsichtsgremium 
und der zuständigen nationalen Behörde des betroffenen 
Mitgliedstaats mit einer schriftlichen Erläuterung übermittelt. 

13g.4. Stimmt ein teilnehmender Mitgliedstaat, der nicht 
dem Euro-Währungsgebiet angehört, einem Widerspruch 
des EZB-Rates gegen einen Beschlussentwurf des Aufsichts­
gremiums nicht zu, teilt er dies der EZB in einer begründe­
ten Stellungnahme innerhalb von fünf Arbeitstagen, nach­
dem ihm der Widerspruch gemäß 13g.2 übermittelt worden 
ist, mit. Der Präsident der EZB übermittelt diese begründete 
Stellungnahme unverzüglich dem EZB-Rat und dem Auf­
sichtsgremium. Der EZB-Rat äußert sich innerhalb einer Frist 
von 30 Tagen zu der begründeten Stellungnahme des Mit­
gliedstaats, wobei er seinen Widerspruch unter Angabe von 
Gründen entweder bestätigt oder zurücknimmt. Der Be­
schluss über die Bestätigung oder die Zurücknahme des 
Widerspruchs wird der nationalen zuständigen Behörde 
des betreffenden Mitgliedstaats übermittelt. Nimmt der 
EZB-Rat seinen Widerspruch zurück, gilt der Beschlussent­
wurf des Aufsichtsgremiums als am Tag der Zurücknahme 
des Widerspruchs angenommen. 

Artikel 13h 

Annahme von Beschlüssen zur Wahrnehmung der in 
Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genann­
ten Aufgaben 

13h.1. Teilt eine nationale zuständige Behörde oder eine 
nationale benannte Behörde der EZB ihre Absicht mit, An­
forderungen für Kapitalpuffer oder sonstige Maßnahmen zur 
Abwendung von Systemrisiken oder makroprudenziellen Ri­
siken nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 festzulegen, wird diese Mitteilung nach Eingang 
beim Sekretär des Aufsichtsgremiums unverzüglich dem 
EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium übermittelt. Auf Vor­
schlag des Aufsichtsgremiums zu dem Vorhaben, der auf der 
Initiative des zuständigen Ausschusses oder der zuständigen 
internen Instanzen beruht und deren Stellungnahmen Rech­
nung trägt, erlässt der EZB-Rat innerhalb von drei Arbeits­
tagen einen Beschluss in der Sache. Widerspricht der EZB- 
Rat der mitgeteilten Maßnahme, erläutert er der betreffenden 

nationalen zuständigen Behörde oder nationalen benannten 
Behörde innerhalb von fünf Arbeitstagen nach der an die 
EZB erfolgten Mitteilung schriftlich seine Gründe hierfür. 

13h.2. Beabsichtigt der EZB-Rat auf Vorschlag des Auf­
sichtsgremiums zu diesem Vorhaben, der der auf der Initia­
tive des zuständigen Ausschusses oder der zuständigen in­
ternen Instanzen beruht und deren Stellungnahmen Rech­
nung trägt, strengere Anforderungen für Kapitalpuffer oder 
striktere Maßnahmen zur Abwendung von Systemrisiken 
oder makroprudenziellen Risiken nach Artikel 5 Absatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 festzulegen, teilt er 
dies der betreffenden nationalen zuständigen Behörde oder 
nationalen benannten Behörde mindestens zehn Arbeitstage, 
bevor er einen solchen Beschluss erlässt, mit. Teilt die be­
treffende nationale zuständige Behörde oder nationale be­
nannte Behörde der EZB innerhalb von fünf Arbeitstagen, 
nachdem ihr die Absicht mitgeteilt worden ist, in einer be­
gründeten Stellungnahme schriftlich mit, dass sie Einwände 
erhebt, übermittelt der Sekretär des Aufsichtsgremiums nach 
Eingang dieser Mitteilung die Einwände unverzüglich dem 
EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium. Der EZB-Rat erlässt 
in der Sache auf der Grundlage des Vorschlag des Aufsichts­
gremiums zu dem Vorhaben, der auf der Initiative des zu­
ständigen Ausschusses oder der zuständigen internen Instan­
zen beruht und deren Stellungnahmen Rechnung trägt, ei­
nen Beschluss. Der Beschluss wird der betreffenden nationa­
len zuständigen Behörde oder nationalen benannten Be­
hörde übermittelt. 

13h.3. Der EZB-Rat ist berechtigt, Vorschläge des Auf­
sichtsgremiums im Sinne der Artikel 13h.1 und Arti­
kel 13h.2 anzunehmen, ihnen zu widersprechen oder sie 
zu ändern. Der EZB-Rat ist ferner berechtigt, das Aufsichts­
gremium um Einreichung eines Vorschlags im Sinne der 
Artikel 13h.1 und Artikel 13h.2 oder um Durchführung 
einer besonderen Prüfung zu ersuchen. Reicht das Aufsichts­
gremium auf ein solches Ersuchen hin keinen Vorschlag ein, 
kann der EZB-Rat zu dem Vorhaben unter Berücksichtigung 
der Stellungnahmen des zuständigen Ausschusses oder der 
zuständigen internen Instanzen einen Beschluss erlassen, 
ohne dass ein Vorschlag des Aufsichtsgremiums vorliegt. 

Artikel 13i 

Annahme von Beschlüssen nach Artikel 14 Absätze 2 
bis 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 

Teilt eine nationale zuständige Behörde der EZB ihren Be­
schlussentwurf nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 mit, übermittelt das Aufsichtsgremium 
dem EZB-Rat innerhalb von fünf Arbeitstagen den Beschlus­
sentwurf und eine eigene Beurteilung. Der Beschlussentwurf 
gilt als angenommen, wenn der EZB-Rat nicht innerhalb 
eines Zeitraums von höchstens zehn Arbeitstagen, der in 
hinreichend begründeten Fällen einmal um den gleichen 
Zeitraum verlängert werden kann, widerspricht.
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Artikel 13j 

Allgemeines Rahmenwerk nach Artikel 6 Absatz 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 

Der EZB-Rat erlässt in Abstimmung mit den nationalen 
zuständigen Behörden und auf der Grundlage eines Vor­
schlags des Aufsichtsgremiums außerhalb des Anwendungs­
bereichs des Verfahrens der impliziten Zustimmung Be­
schlüsse in Bezug auf die Einrichtung des allgemeinen Rah­
menwerks zur Gestaltung der praktischen Modalitäten für 
die Durchführung von Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013. 

Artikel 13k 

Trennung von geldpolitischen Aufgaben und Aufsichts­
aufgaben 

13k.1. Die EZB nimmt die ihr durch die Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 übertragenen Aufgaben unbeschadet und 
getrennt von ihren Aufgaben im Bereich der Geldpolitik 
und von sonstigen Aufgaben wahr. 

13k.2. Die EZB trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um 
eine Trennung der geldpolitischen Funktion von der Auf­
sichtsfunktion zu gewährleisten. 

13k.3. Die Trennung der geldpolitischen Funktion von 
der Aufsichtsfunktion schließt nicht aus, dass zwischen die­
sen beiden funktionellen Bereichen der zur Erfüllung der 
EZB- und der ESZB-Aufgaben notwendige Informationsaus­
tausch stattfindet. 

Artikel 13l 

Organisation der die Aufsichtsaufgaben betreffenden 
Sitzungen des EZB-Rates 

13l.1. Die die Aufsichtsaufgaben betreffenden Sitzungen 
des EZB-Rates finden getrennt von den regelmäßigen Sit­
zungen des EZB-Rates und mit jeweils eigener Tagesordnung 
statt. 

13l.2. Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums erstellt das 
Direktorium eine vorläufige Tagesordnung und leitet sie den 
Mitgliedern des EZB-Rates und anderen zur Teilnahme an 
der Sitzung berechtigten Personen zusammen mit den vom 
Aufsichtsgremium erstellten relevanten Unterlagen mindes­
tens acht Tage vor der jeweiligen Sitzung zu. Dies gilt nicht 
für Notfälle, in denen das Direktorium den Umständen ent­
sprechend verfährt. 

13l.3. Bevor der EZB-Rat Einwände gegen einen Be­
schlussentwurf des Aufsichtsgremiums erhebt, der an die 
nationalen zuständigen Behörden gerichtet ist und Kredit­
institute betrifft, die in teilnehmenden Mitgliedstaaten außer­
halb des Euro-Währungsgebiets niedergelassen sind, konsul­
tiert er die Präsidenten der nicht dem Eurosystem angehö­
renden nationalen Zentralbanken der teilnehmenden Mit­
gliedstaaten. Das Gleiche gilt in Fällen, in denen die betref­
fende nationale zuständige Behörde dem EZB-Rat in einer 
begründeten Stellungnahme mitteilt, dass sie einem Be­
schlussentwurf des Aufsichtsgremiums nicht zustimmt. 

13l.4. Soweit in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt 
ist, finden die allgemeinen Bestimmungen des Kapitels I über 
die Sitzungen des EZB-Rates auch auf die die Aufsichtauf­
gaben betreffenden Sitzungen des EZB-Rates Anwendung. 

Artikel 13m 

Interne Organisationsstruktur für Aufsichtsaufgaben 

13m.1. Die Zuständigkeit des Direktoriums für die in­
terne Organisationsstruktur und die Mitarbeiter der EZB 
umfasst die Aufsichtsaufgaben. Das Direktorium konsultiert 
den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsgremiums im Bezug auf die interne Organisa­
tionsstruktur. Die Artikel 10 und 11 gelten entsprechend. 

13m.2. Das Aufsichtsgremium kann im Einvernehmen 
mit dem Direktorium vorläufige nachgeordnete Strukturen 
wie etwa Arbeitsgruppen oder Taskforces einrichten und 
auflösen. Diese unterstützen die mit den Aufsichtsaufgaben 
in Zusammenhang stehenden Arbeiten und erstatten dem 
Aufsichtsgremium Bericht. 

13m.3. Der Präsident der EZB ernennt nach Absprache 
mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums einen Mit­
arbeiter der EZB zum Sekretär des Aufsichtsgremiums und 
des Lenkungsausschusses. Der Sekretär unterstützt den Vor­
sitzenden oder bei dessen Abwesenheit den stellvertretenden 
Vorsitzenden bei der Vorbereitung der Sitzungen des Auf­
sichtsgremiums und ist für die Erstellung der Protokolle 
dieser Sitzungen verantwortlich. 

13m.4. Der Sekretär setzt sich mit dem Sekretär des EZB- 
Rates hinsichtlich der Vorbereitung der die Aufsichtsaufga­
ben betreffenden Sitzungen des EZB-Rates in Verbindung 
und ist für die Erstellung der Protokolle dieser Sitzungen 
verantwortlich.
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Artikel 13n 

Bericht nach Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 

Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums, der über das Direk­
torium zugeleitet wird, beschließt der EZB-Rat die jährlichen 
Berichte, die nach Maßgabe von Artikel 20 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 an das Europäische Par­
lament, den Rat, die Kommission und die Euro-Gruppe ge­
richtet sind. 

Artikel 13o 

Vertreter der EZB bei der Europäischen Bankenauf­
sichtsbehörde 

13o.1. Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums nimmt der 
Präsident der EZB die Ernennung und Abberufung des nach 
Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 
1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Auf­
hebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (*) 
vorgesehenen Vertreters der EZB im Rat der Aufseher der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde vor. 

13o.2. Der Präsident ernennt den begleitenden zweiten 
Vertreter mit Kenntnissen in Zentralbankfragen im Rat der 
Aufseher der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde. 

___________ 
(*) ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12.“ 

7. Artikel 15.1 erhält folgende Fassung: 

„15.1. Vor dem Ende eines jeden Geschäftsjahres be­
schließt der EZB-Rat den Haushalt der EZB für das nächste 
Geschäftsjahr auf der Grundlage eines Vorschlags, der vom 
Direktorium nach den vom EZB-Rat festgelegten Grundsät­
zen erstellt wird. Die Ausgaben für die Aufsichtsaufgaben 
werden im Haushalt getrennt ausgewiesen und mit dem 
Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden des Auf­
sichtsgremiums abgestimmt.“ 

8. Artikel 17.5 erhält folgende Fassung: 

„17.5. Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 43 
Absatz 2 und Artikel 46.1 erster Gedankenstrich der Sat­
zung werden Stellungnahmen der EZB vom EZB-Rat ver­
abschiedet. Unter außergewöhnlichen Umständen und so­
fern sich nicht mindestens drei Zentralbankpräsidenten da­
für aussprechen, die Zuständigkeit für die Verabschiedung 
bestimmter Stellungnahmen beim EZB-Rat zu belassen, kön­
nen Stellungnahmen der EZB jedoch vom Direktorium 
verabschiedet werden, und zwar nach Maßgabe der Anmer­
kungen des EZB-Rates und unter Beachtung der 

Mitwirkungsrechte des Erweiterten Rates. Das Direktorium 
ist befugt, die endgültige Fassung von Stellungnahmen der 
EZB zu besonders technischen Fragen zu erstellen sowie 
faktische Änderungen oder Berichtigungen aufzunehmen. 
Stellungnahmen der EZB werden vom Präsidenten unter­
zeichnet.“ 

9. Artikel 17.8 erhält folgende Fassung: 

„17.8. Die Verordnung Nr. 1 vom 15. April 1958 zur 
Regelung der Sprachenfrage für die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft (*) wird auf die in Artikel 34 der Sat­
zung genannten Rechtsakte angewendet. 

___________ 
(*) ABl. 17 vom 6.10.1958, S. 385/58.“ 

10. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 17a 

Rechtsinstrumente der EZB in Bezug auf Aufsichtsauf­
gaben 

17a.1. Soweit in Verordnungen, die von der EZB gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 erlassen werden, und 
in diesem Artikel nichts anderes bestimmt ist, findet Arti­
kel 17 auf die Rechtsinstrumente der EZB in Bezug auf 
Aufsichtsaufgaben Anwendung. 

17a.2. Leitlinien der EZB in Bezug auf Aufsichtsaufgaben 
nach Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe 
a der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 werden vom EZB- 
Rat erlassen und bekannt gegeben sowie im Auftrag des 
EZB-Rates vom Präsidenten unterzeichnet. Die Bekanntgabe 
an die für die Aufsicht über Kreditinstitute zuständigen 
nationalen Behörden kann in Form eines Telefax, einer 
elektronischen Nachricht, eines Fernschreibens oder in Pa­
pierform erfolgen. 

17a.3. Anweisungen der EZB in Bezug auf Aufsichtsauf­
gaben nach Artikel 6 Absatz 3 und Absatz 5 Buchstabe a, 
Artikel 7 Absätze 1 und 4, Artikel 9 Absatz 1 sowie Ar­
tikel 30 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
werden vom EZB-Rat erlassen und bekannt gegeben sowie 
im Auftrag des EZB-Rates vom Präsidenten unterzeichnet. 
Sie müssen mit Gründen versehen werden. Die Bekannt­
gabe an die für die Aufsicht über Kreditinstitute zuständi­
gen nationalen Behörden kann in Form eines Telefax, einer 
elektronischen Nachricht, eines Fernschreibens oder in Pa­
pierform erfolgen. 

17a.4. Beschlüsse der EZB in Bezug auf beaufsichtigte 
Unternehmen und Unternehmen, die die Zulassung zur 
Aufnahme der Tätigkeit eines Kreditinstituts beantragt ha­
ben, werden vom EZB-Rat erlassen und vom Präsidenten 
unterzeichnet. Sie werden den Personen bekannt gegeben, 
an die sie gerichtet sind.“
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11. Artikel 18 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 18 

Verfahren gemäß Artikel 128 Absatz 2 des Vertrags 

Die Erteilung der in Artikel 128 Absatz 2 des Vertrags 
vorgesehenen Genehmigung für das jeweilige Folgejahr er­
folgt für sämtliche Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro 
ist, im letzten Quartal eines jeden Jahres in Form eines 
einzigen Beschlusses des EZB-Rates.“ 

12. Artikel 20 wird gestrichen. 

13. Artikel 23.1 erhält folgende Fassung: 

„23.1. Die Aussprachen der Beschlussorgane der EZB 
und aller von diesen eingesetzten Ausschüsse und Arbeits­
gruppen, des Aufsichtsgremiums, seines Lenkungsausschus­
ses und aller seiner vorübergehend eingerichteten nach­
geordneten Strukturen sind vertraulich, sofern der EZB- 
Rat den Präsidenten nicht dazu ermächtigt, das Ergebnis 
der Beratungen zu veröffentlichen. Bezieht sich ein solcher 
Beschluss auf die Aussprachen des Aufsichtsgremiums, sei­
nes Lenkungsausschusses oder einer seiner vorübergehend 
errichteten nachgeordneten Strukturen, konsultiert der Prä­
sident zuvor den Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums.“ 

14. Artikel 23.3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Von der EZB erstellte oder verwahrte Dokumente werden 
gemäß den organisatorischen Regelungen zum Berufs­
geheimnis und zur Handhabung und Vertraulichkeit von 
Informationen klassifiziert und behandelt.“ 

15. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 23a 

Vertraulichkeit und Geheimhaltung von Aufsichtsauf­
gaben 

23a.1. Die Mitglieder des Aufsichtsgremiums, des Len­
kungsausschusses und der vom Aufsichtsgremium einge­
richteten nachgeordneten Strukturen unterliegen auch 
nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses den in Artikel 37 
der Satzung festgelegten Geheimhaltungspflichten. 

23a.2. Beobachter haben keinen Zugang zu vertrauli­
chen Informationen über einzelne Institute. 

23a.3. Die Dokumente, die von dem Aufsichtsgremium, 
dem Lenkungsausschuss und von den vom Aufsichtsgre­
mium vorübergehend eingerichteten nachgeordneten Struk­
turen erstellt werden, sind Dokumente der EZB und werden 
daher gemäß den in Artikel 23.3 festgelegten Regeln klas­
sifiziert und behandelt.“ 

16. Der im Anhang enthaltene Text wird als Anhang angefügt. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am 24. Januar 2014 in Kraft. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 22. Januar 2014. 

Der Präsident der EZB 

Mario DRAGHI
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ANHANG 

„ANHANG 

gemäß Artikel 13c Ziffer iv 

1. Für die Zwecke des Abstimmungsverfahrens nach Artikel 13c ist den vier Vertretern der EZB nach Maßgabe der 
nachstehenden Nummern für das Stimmgewichtskriterium der Median der gewogenen Stimmen der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten, für das Bevölkerungszahlkriterium der Median der Bevölkerung der teilnehmenden Mitgliedstaaten und 
für das Mitgliederzahlkriterium eine Stimme kraft ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsgremium zuzuweisen. 

2. Werden die den teilnehmenden Mitgliedstaaten durch Artikel 3 des Protokolls (Nr. 36) über die Übergangsbestim­
mungen zugewiesenen gewogenen Stimmen der Mitglieder, die die teilnehmenden Mitgliedstaaten vertreten, aufstei­
gend angeordnet, ist der Median der gewogenen Stimmen die mittlere Zahl der gewogenen Stimmen, falls die Anzahl 
der teilnehmenden Mitgliedstaaten ungerade ist, bzw. das arithmetische Mittel der beiden mittleren Zahlen — gerundet 
auf die nächste ganze Zahl —, falls die Anzahl der teilnehmenden Mitgliedstaaten gerade ist. Zu der Gesamtzahl der 
gewogenen Stimmen der teilnehmenden Mitgliedstaaten ist das Vierfache des Medians der gewogenen Stimmen zu 
addieren. Die sich daraus ergebende Anzahl der gewogenen Stimmen stellt die ‚Gesamtzahl der gewogenen Stimmen‘ 
dar. 

3. Der Median der Bevölkerungszahlen wird nach demselben Grundsatz bestimmt. Hierzu wird auf die Zahlen zurück­
gegriffen, die der Rat der Europäischen Union entsprechend Anhang III Artikel 1 und 2 des Beschlusses 2009/937/EU 
des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Geschäftsordnung (*) veröffentlicht hat. Zu der Gesamt­
bevölkerungszahl aller teilnehmenden Mitgliedstaaten ist das Vierfache des Medians der Bevölkerungszahlen der teil­
nehmenden Mitgliedstaaten zu addieren. Die sich daraus ergebende Bevölkerungszahl stellt die ‚Gesamtbevölkerung‘ 
dar. 

___________ 
(*) ABl. L 325 vom 11.12.2009, S. 35.“
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EMPFEHLUNGEN 

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION 

vom 27. März 2014 

über einen zweiten koordinierten Kontrollplan zur Feststellung der Verbreitung betrügerischer 
Praktiken bei der Vermarktung bestimmter Lebensmittel 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/180/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Le­
bensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen 
über Tiergesundheit und Tierschutz ( 1 ), insbesondere auf Arti­
kel 53, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
kann die Kommission, wenn sie dies für erforderlich hält, 
koordinierte Kontrollpläne empfehlen, die gegebenenfalls 
auf Ad-hoc-Basis gehandhabt werden, insbesondere im 
Hinblick auf die Bewertung von Risiken in Verbindung 
mit Futtermitteln, Lebensmitteln oder Tieren. 

(2) Die Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ) enthält Unionsvorschriften für die Eti­
kettierung, die für alle Lebensmittel gelten. 

(3) Gemäß der Richtlinie 2000/13/EG dürfen die Etikettie­
rung und die Art und Weise, in der sie erfolgt, den Ver­
braucher nicht in die Irre führen, insbesondere nicht im 
Hinblick auf die Eigenschaften des Lebensmittels, darun­
ter seine Art und Identität. Bei Fehlen spezifischer Uni­
ons- oder nationaler Vorschriften sollte die Verkehrs­
bezeichnung eines Lebensmittels die verkehrsübliche Be­
zeichnung in dem Mitgliedstaat sein, in dem die Abgabe 
erfolgt, oder eine Beschreibung des Lebensmittels, die 
hinreichend genau ist, um es dem Käufer zu ermöglichen, 
die tatsächliche Art des Lebensmittels zu erkennen. 

(4) Bei vorverpackten Lebensmitteln, die für Endverbraucher 
und Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung bestimmt 
sind, müssen alle Zutaten auf dem Etikett angegeben sein. 
Bei Lebensmitteln, die Fleisch als Zutat enthalten und für 
Endverbraucher und Anbieter von Gemeinschaftsverpfle­
gung bestimmt sind, ist zusätzlich direkt auf der Ver­

packung oder auf einem auf der Verpackung angebrach­
ten Etikett die Tierart anzugeben, von der das Fleisch 
stammt. Wird eine Zutat in der Bezeichnung des Lebens­
mittels erwähnt, so ist im Verzeichnis der Zutaten auch 
deren Mengenanteil in Prozent anzugeben, damit die Ver­
braucher nicht im Hinblick auf Identität und Zusammen­
setzung des Lebensmittels in die Irre geführt werden. 

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 3 ) enthält zusätzliche Anforde­
rungen an die Etikettierung bestimmter Lebensmittel tie­
rischen Ursprungs. So ist insbesondere auf Verpackungen, 
die für die Abgabe an den Endverbraucher bestimmt sind 
und Hackfleisch/Faschiertes u. a. von Einhufern enthalten, 
der Hinweis anzubringen, dass diese Erzeugnisse vor dem 
Verzehr gegart werden sollten, sofern und soweit die 
nationalen Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dessen 
Gebiet das Erzeugnis in Verkehr gebracht wird, dies vor­
schreiben. 

(6) Nach amtlichen Kontrollen, die ab Dezember 2012 in 
einigen Mitgliedstaaten durchgeführt wurden, wurde der 
Kommission mitgeteilt, dass bestimmte vorverpackte Er­
zeugnisse Pferdefleisch enthielten, dieses aber im direkt 
auf der Verpackung aufgedruckten Verzeichnis der Zu­
taten bzw. auf dem auf der Verpackung angebrachten 
Etikett nicht ausgewiesen war. Stattdessen wurde in der 
Bezeichnung einiger dieser Lebensmittel und/oder im bei­
gefügten Verzeichnis der Zutaten irreführenderweise aus­
schließlich angegeben, dass das Erzeugnis Rindfleisch ent­
hielt. 

(7) Gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) müssen 
die Lebensmittelunternehmer auf allen Produktions-, Ver­
arbeitungs- und Vertriebsstufen in den ihrer Kontrolle 
unterstehenden Unternehmen dafür sorgen, dass die Le­
bensmittel die Anforderungen des Lebensmittelrechts er­
füllen, die für ihre Tätigkeit gelten, und die Einhaltung 
dieser Anforderungen überprüfen.
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( 1 ) ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1. 
( 2 ) Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. März 2000 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Aufmachung von Lebens­
mitteln sowie die Werbung hierfür (ABl. L 109 vom 6.5.2000, 
S. 29). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften 
für Lebensmittel tierischen Ursprungs (ABl. L 139 vom 30.4.2004, 
S. 55). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen 
Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich­
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur 
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 
1.2.2002, S. 1.).



(8) In ihrer Empfehlung 2013/99/EU ( 1 ) empfahl die Kom­
mission den Mitgliedstaaten, für die Dauer eines Monats 
einen koordinierten Kontrollplan auszuführen, um die 
Verbreitung betrügerischer Praktiken bei der Vermark­
tung bestimmter Lebensmittel festzustellen. Der empfoh­
lene koordinierte Kontrollplan umfasste zwei Maßnah­
men. Bei der ersten handelte es sich um geeignete Kon­
trollen auf Einzelhandelsebene und in anderen Betrieben, 
um festzustellen, ob vorverpackt Lebensmittel Pferde­
fleisch enthielten, das auf der Verpackung nicht ord­
nungsgemäß ausgewiesen war, bzw. bei nicht vorver­
packten Lebensmitteln, ob den Endverbrauchern und 
den Anbietern von Gemeinschaftsverpflegung Informatio­
nen über Pferdefleisch in dem Lebensmittel vorenthalten 
wurden. Die zweite Maßnahme betraf geeignete Kontrol­
len in Betrieben, die für den menschlichen Verzehr be­
stimmtes Pferdefleisch, einschließlich Lebensmitteln aus 
Drittländern, verarbeiteten, um etwaige Phenylbutazon­
rückstände nachzuweisen. 

(9) Die Durchführung des koordinierten Kontrollplans bestä­
tigte in den meisten Mitgliedstaaten wiederholte Verstöße 
gegen die geltenden Etikettierungsvorschriften für Fleisch­
erzeugnisse. Deshalb sind Folgemaßnahmen zum koor­
dinierten Kontrollplan in Form einer zweiten Kontroll­
runde auf Einzelhandelsebene sowie in anderen Betrieben 
erforderlich, um festzustellen, ob die bei der Ausführung 
des ersten Kontrollplans aufgedeckten Praktiken noch im­
mer bestehen. 

(10) Hingegen ergaben die amtlichen Kontrollen auf Phenyl­
butazonrückstände keine verbreiteten wiederholten Ver­
stöße; deshalb erscheint es in diesem Stadium nicht not­
wendig, eine zweite Runde von Kontrollen dieser Art zu 
empfehlen. 

(11) Das EU-Referenzlaboratorium für tierische Proteine in 
Futtermitteln unterstützte die Ausführung des ersten 

koordinierten Kontrollplans mit Beratung über die Me­
thoden zum Nachweis von Proteinen nicht deklarierter 
Tierarten in Proben. Zwar gibt es noch immer kein vali­
diertes Verfahren für solche Analysen, aber nach Konsul­
tation von Experten hat das genannte Laboratorium die 
Empfehlung über die Verwendung eines harmonisierten 
Protokolls aktualisiert und auf seine Website gestellt. 

(12) Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission in einem fes­
ten Zeitrahmen und in einheitlichem Format über die 
angewandten Methoden, die Kontrollergebnisse und die 
bei positiven Ergebnissen getroffenen Maßnahmen unter­
richten. 

(13) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit wurde gehört — 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN: 

1. Die Mitgliedstaaten sollten in der Zeit vom 21. April bis zum 
16. Juni 2014 während vier aufeinanderfolgenden Wochen 
einen koordinierten Kontrollplan nach Maßgabe des An­
hangs I dieser Empfehlung ausführen. 

2. Die Mitgliedstaaten sollten bis 22. Juli 2014 in dem in An­
hang II vorgegebenen Format über die Ergebnisse der gemäß 
Nummer 1 ausgeführten amtlichen Kontrollen sowie über 
alle relevanten Durchsetzungsmaßnahmen berichten. 

Brüssel, den 27. März 2014 

Für die Kommission 

Tonio BORG 
Mitglied der Kommission
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bensmittel (ABl. L 48 vom 21.2.2013, S. 28).



ANHANG I 

Zweiter koordinierter Kontrollplan zur Feststellung der Verbreitung betrügerischer Praktiken bei der 
Vermarktung bestimmter Lebensmittel 

MASSNAHMEN UND ANWENDUNGSBEREICH DES KOORDINIERTEN KONTROLLPLANS 

A. Zu erfassende Erzeugnisse 

1. Lebensmittel, die als Erzeugnis vermarktet werden und/oder ausgewiesen sind, das Rindfleisch als Hauptfleischzutat 
enthält (z. B. Hackfleisch/Faschiertes, Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnisse), und die folgenden Kategorien 
zuzuordnen sind: 

a) vorverpackte Lebensmittel, die für Endverbraucher und Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung bestimmt und 
als Erzeugnis ausgewiesen sind, das Rindfleisch als Hauptzutat enthält; 

b) Lebensmittel, die Endverbrauchern und Anbietern von Gemeinschaftsverpflegung in nicht vorverpackter Form 
angeboten werden oder die auf Wunsch des Käufers am Verkaufsort verpackt oder im Hinblick auf ihren 
unmittelbaren Verkauf vorverpackt und als Erzeugnis vermarktet werden, das Rindfleisch als Hauptzutat im 
Fleischbestandteil enthält, und/oder anderweitig als solches ausgewiesen sind. 

2. Für „vorverpackte Lebensmittel“ gilt für die Zwecke dieses koordinierten Kontrollplans die Begriffsbestimmung des 
Artikels 1 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 2000/13/EG. 

3. Für „Hackfleisch/Faschiertes“, „Fleischzubereitungen“ und „Fleischerzeugnisse“ gelten für die Zwecke dieses koor­
dinierten Kontrollplans die Begriffsbestimmungen der Nummern 1.13, 1.15 und 7.1 des Anhangs I der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004. 

B. Zielsetzung 

Die zuständigen Behörden sollten amtliche Kontrollen durchführen, um festzustellen, ob die unter Buchstabe A 
genannten Erzeugnisse Pferdefleisch enthalten, das auf der Verpackung nicht ordnungsgemäß ausgewiesen ist, bzw. 
bei nicht vorverpackten Lebensmitteln, ob den Verbrauchern und den Anbietern von Gemeinschaftsverpflegung 
Informationen nach Maßgabe der Unionsvorschriften bzw. ggf. der nationalen Vorschriften über Pferdefleisch im 
Lebensmittel vorenthalten werden. 

C. Probenahmestellen und -verfahren 

1. Die Probe sollte für die betreffenden Erzeugnisse im jeweiligen Mitgliedstaat repräsentativ sein und ein breites 
Spektrum an Erzeugnissen abdecken. 

2. Die Probenahme sollte auf Einzelhandelsebene erfolgen (z. B. in Supermärkten, kleineren Einzelhandelsgeschäften 
und lokalen Metzgereien) und könnte auf weitere Betriebe (z. B. Kühlhäuser) ausgedehnt werden. 

D. Zahl der Proben und Bedingungen 

In der nachstehenden Tabelle ist der empfohlene Richtwert für die Zahl der Proben angegeben, die innerhalb des unter 
Nummer 1 der Empfehlung genannten Zeitraums gezogen werden sollten. Die Zahl der Proben pro Mitgliedstaat 
richtet sich nach der Bevölkerungszahl, wobei innerhalb von 30 Tagen von den betreffenden Erzeugnissen mindestens 
10 Proben pro Mitgliedstaat gezogen werden sollten. 

Lebensmittel, die als Rindfleisch enthaltendes Erzeugnis vermarktet werden 

Land, in dem die Erzeugnisse vertrieben werden Empfohlene Zahl der monatlich zu 
ziehenden Proben 

Frankreich, Deutschland, Italien, Vereinigtes Königreich, Spanien, Polen 150 

Rumänien, Niederlande, Belgien, Griechenland, Portugal, Tschechische Republik, 
Ungarn, Schweden, Österreich, Bulgarien 

100 

Litauen, Slowakei, Dänemark, Irland, Finnland, Lettland, Kroatien 50 

Slowenien, Estland, Zypern, Luxemburg, Malta 10
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E. Methode 

Folgendes Protokoll sollte verwendet werden: 

1. Für alle Proben sollte zunächst ein Screeningtest auf die Präsenz eines Anteils von mindestens 0,5 % Pferdefleisch in 
Fleisch (Massenanteil m/m) vorgenommen werden. Die Wahl des Screening-Verfahrens liegt beim Mitgliedstaat. 

2. Nur bei Proben, bei denen das Screening nach Nummer 1 positiv ist, sollte ein RT-PCR-Bestätigungstest auf 
mitochondriale DNA vorgenommen werden, um festzustellen, ob der Pferdefleischanteil (Massenanteil m/m) min­
destens 1 % beträgt. Das Bestätigungsverfahren muss anhand einer standardisierten Frischfleisch-Kontrollprobe 
kalibriert werden, die das EU-Referenzlaboratorium für tierische Proteine in Futtermitteln liefert. 

3. Alle Bestätigungstests nach Nummer 2, die in den Mitgliedstaaten vorgenommen werden, sollten in einem von der 
zuständigen Behörde für diesen Zweck benannten Labor erfolgen. Das benannte Labor kann in einem anderen 
Mitgliedstaat liegen, wenn eine Vereinbarung mit der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaats besteht. Das 
benannte Labor sollte mindestens nach ISO 17025 für vergleichbare Tests zertifiziert sein. Es kann auch an der 
Screening-Runde zu Beginn teilgenommen haben. 

Name und Anschrift der benannten Labors, die an den Bestätigungstests mitwirken, sollten dem EU-Referenz­
laboratorium für tierische Proteine in Futtermitteln mitgeteilt werden, das die Informationen auf seiner Website 
veröffentlichen wird. 

Nähere Informationen und Orientierungshilfe zum Bestätigungsverfahren werden auf der Website des EU-Referenz­
laboratoriums für tierische Proteine in Futtermitteln angeboten: http://eurl.craw.eu/en/164/legal-sources-and-sops
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ANHANG II 

Berichtsformat für die Ergebnisse nach Nummer 2 

Erzeugniskategorie Zahl der Proben 

In der ersten 
Runde (Screening) 

verwendetes 
Testverfahren 
(Testart und 

Marke) 

Zahl der positiven 
Befunde in der 
ersten Runde 

(Screening) 
(=/> 0,5 %) 

In der 
Bestätigungsrunde 

verwendetes 
Testverfahren 

Zahl der positiven 
Befunde der 

zweiten Runde im 
benannten Labor 

(=/> 1 %) 

Bemerkungen 

Gesamtzahl der Proben 

Positiv insgesamt in der ersten Runde (Screening) 

Positiv in der zweiten Runde (Bestätigungstest im benannten 
Labor) 

Berichtsformat für die Durchsetzungsmaßnahmen nach Nummer 2 

Zahl der positiven Befunde, aufgrund deren Durchsetzungsmaßnahmen 
ergriffen wurden 

Falls möglich, Angabe der gängigsten Durchsetzungsmaßnahmen, die 
ergriffen wurden (höchstens drei Aufzählungspunkte) 

Zahl der positiven Befunde, die bisher keine Durchsetzungsmaßnahmen 
veranlasst haben 

Falls möglich, Angabe der gängigsten Gründe für den Verzicht auf 
Durchsetzungsmaßnahmen (höchstens drei Aufzählungspunkte)
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung zum Durchführungsbeschluss der Kommission 2014/148/EU vom 17. März 2014 zur Änderung des 
Beschlusses 2011/130/EU der Kommission über Mindestanforderungen für die grenzüberschreitende 
Verarbeitung von Dokumenten, die gemäß der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt von zuständigen Behörden elektronisch signiert worden sind 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 80 vom 19. März 2014) 

Im Inhaltsverzeichnis und im Titel auf Seite 7 wurde unter dem falschen Untertitel veröffentlicht der „Durchführungs­
beschluss der Kommission 2014/148/EU vom 17. März 2014 zur Änderung des Beschlusses 2011/130/EU der Kommis­
sion über Mindestanforderungen für die grenzüberschreitende Verarbeitung von Dokumenten, die gemäß der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt von zuständigen 
Behörden elektronisch signiert worden sind“: 

anstatt: „Rechtsakte von gremien, die im rahmen internationaler übereinkünfte eingesetzt wurden“ 

muss es heißen: „Beschlüsse“.
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Berichtigung der Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung der Richtlinien 
79/409/EWG, 92/43/EWG, 97/68/EG, 2001/80/EG und 2001/81/EG im Bereich Umwelt anlässlich des Beitritts 

Bulgariens und Rumäniens 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 363 vom 20. Dezember 2006) 

Auf Seite 404, Anhang, neuer Anhang V der Richtlinie 92/43/EWG, Abschnitt „a) TIERE, WIRBELTIERE, SÄUGETIERE, 
RODENTIA, Castoridae, Castor fiber“: 

anstatt: „Castor fiber (ausgenommen die finnischen, schwedischen, lettischen, litauischen, estnischen und pol­
nischen Populationen)“ 

muss es heißen: „Castor fiber (finnische, schwedische, lettische, litauische, estnische und polnische Populationen)“. 

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1337/2013 der Kommission vom 13. Dezember 2013 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Angabe des Ursprungslandes bzw. Herkunftsortes von frischem, gekühltem oder gefrorenem 

Schweine-, Schaf-, Ziegen- und Geflügelfleisch 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 335 vom 14. Dezember 2013) 

Auf Seite 20, in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a: 

anstatt: „die Verbindung zwischen dem etikettierten Fleisch und dem Tier oder der Gruppe von Tieren, von 
denen das Fleisch stammt, erhalten bleibt, wobei auf der Stufe des Schlachtens der jeweilige Schlachthof 
dafür die Verantwortung trägt;“ 

muss es heißen: „die Verbindung zwischen dem Fleisch und dem Tier oder der Gruppe von Tieren, von denen das Fleisch 
stammt, erhalten bleibt, wobei auf der Stufe des Schlachtens der jeweilige Schlachthof dafür die Ver­
antwortung trägt;“ 

Auf Seite 21, in Artikel 5 Absatz 2: 

anstatt: „Anstelle der Angaben in Absatz 1 Buchstaben a und b kann auch die Angabe „Ursprung: (Name des 
Mitgliedstaats oder Drittlands)“ stehen, wenn der Lebensmittelunternehmer der zuständigen Behörde 
gegenüber hinreichend nachweist, dass das in Artikel 1 genannte Fleisch von Tieren stammt, die in 
einem einzigen Mitgliedstaat geboren, aufgezogen und geschlachtet wurden.“ 

muss es heißen: „Anstelle der Angaben in Absatz 1 Buchstaben a und b kann auch die Angabe „Ursprung: (Name des 
Mitgliedstaats oder Drittlands)“ stehen, wenn der Lebensmittelunternehmer der zuständigen Behörde 
gegenüber hinreichend nachweist, dass das in Artikel 1 genannte Fleisch von Tieren stammt, die in 
einem einzigen Mitgliedstaat oder Drittland geboren, aufgezogen und geschlachtet wurden.“
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